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Die Dezentralisierung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen ist ein Element aktiver Strukturpolitik. 
Mithilfe der Ansiedlung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in Regionen mit besonderem Förderbe-
darf verfolgt die Politik das Ziel, einerseits Ballungszentren zu entlasten und andererseits strukturschwächere 
Regionen zu stärken und somit zu einer Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beizutragen. Dies kann 
beispielweise durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten in den Ansiedlungsregionen ausgelöst werden. Die 
vorliegende Studie im Auftrag des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat (BMI) in Zusammenar-
beit mit dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR) untersucht, inwiefern die Ansiedlung 
von Behörden ein geeignetes Instrument zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse und einer gleich-
wertigen nachhaltigen Raumentwicklung ist. Zur Beantwortung dieser Frage werden die einschlägige wissen-
schaftliche Literatur sowie verfügbare Daten zu deutschen Behördenstandorten sowie vier Ansiedlungen von 
Behörden in strukturschwachen Regionen näher untersucht. Hierzu wurden Interviews mit Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der ausgewählten Behörden sowie mit Vertreterinnen und Vertretern aus der regionalen 
Wirtschaft und Politik geführt. Ergänzend wurden Onlineumfragen in zwei der Behörden durchgeführt. 

Im Rahmen einer Literaturanalyse wird zunächst die empirische Evidenz zu Effekten von Behördenansiedlun-
gen untersucht. Bisherige Studien zeigten für vergangene Behördenansiedlungen teils gegenläufige Effekte. 
Während für einige Ansiedlungen positive Effekte auf die Beschäftigung der Zielregion dokumentiert wurden, 
zeigten andere Ansiedlungen keine oder negative Auswirkungen durch Verdrängungseffekte. Verdrängungs-
effekte entstehen, wenn das Arbeitskräfteangebot am Behördenstandort gering ist und Arbeitnehmer aus der 
Privatwirtschaft in den öffentlichen Sektor wechseln. Bei geringem Arbeitskräfteangebot ist es daher entschei-
dend, dass Behördenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter extern rekrutiert werden. 

Im Rahmen eines Exkurses wird die standortstärkende Wirkung von Militärstützpunkten diskutiert. In der The-
orie können Militärstützpunkte wie auch zivile Behörden über den Zuzug von Beschäftigten mit ihren Familien 
und die Konsumnachfrage vor Ort eine Belebung der Wirtschaftsaktivität einer Region bewirken. Die Literatur 
zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft insgesamt 
gering sind. Militärstützpunkte sind in der Regel nur wenig mit der Region vernetzt und werden nach der 
Schließung von lokalen staatlichen Akteuren oder privaten Investoren nachgenutzt. So wird der Verlust von 
zivilen Arbeitsplätzen nach einer Schließung schnell kompensiert. Dennoch gibt es einzelne Regionen, bei de-
nen der Abzug von Soldatinnen und Soldaten mit einem tiefergreifenden wirtschaftlichen Schock einhergeht. 
Drei Faktoren begünstigen dies: (1) Große Standorte, (2) ausbleibende Nachnutzung und (3) geringe Diversifi-
kation mit kaum alternativen Wirtschaftszweigen in der Region. Da die vorliegenden Studien die Schließungen 
von Standorten betrachten, lässt sich nicht präzise vorhersagen, wie sich eine gezielte Ansiedlung von Militär-
stützpunkten im Vergleich zu Behörden auf strukturschwache Regionen auswirken würde. Ein großer Unter-
schied besteht zwischen Behörden und Militärstützpunkten mit Blick auf die Wahrscheinlichkeit eines Umzugs 
der Beschäftigten und ihren Familien. Soldatinnen und Soldaten rotieren regelmäßig zwischen Standorten, 
sind vielfach als Soldaten auf Zeit nur temporär bei der Bundeswehr, bekommen Unterkünfte in der Kaserne 
gestellt und sind häufig so jung, dass sie noch keine Familie haben. Aus diesen Gründen ist ein Umzug mit 
Familie zum neuen Standort tendenziell unwahrscheinlicher als bei Beschäftigten einer zivilen Behörde. Bei 
gleicher Personalstärke werden somit kleinere Effekte für Militärstützpunkte erwartet. 

Verlässliche Evidenz für den Effekt von Behördenansiedlungen auf regionalökonomische Kennzahlen ist letzt-
lich nur im Rahmen einer Kausalanalyse aufzudecken. Das grundsätzliche Problem ist jedoch, dass potenzielle 
strukturschwache Zielregionen spezifische Charakteristika aufweisen und deshalb nur bedingt mit anderen 
Regionen vergleichbar sind. In dem aus wissenschaftlicher Sicht idealen Fall würde der Zufall über Auswahl 
einer Region als zukünftiger Behördenstandort entscheiden. Tatsächlich werden Standortentscheidungen 
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jedoch im Regelfall unter der Berücksichtigung vielfältiger Restriktionen getroffen; auch die Einflussnahme 
lokaler politischer Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger spielt eine wichtige Rolle. Gängige 
Evaluationsmethoden, die die Zufälligkeit der Standortentscheidung voraussetzen, sind daher nicht anwend-
bar. Bestenfalls können Hilfslösungen gefunden werden, die jedoch mangels verfügbarer Daten in dem hier 
bearbeiteten Vorhaben nicht angewendet werden konnten. 

Den Hauptteil dieser Studie stellt die Evaluation von vier Fallstudien neuangesiedelter Behörden dar: 

– Das Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberpfalz in Tirschenreuth,
– das zukünftig in Mühldorf am Inn ansässige ALE Oberbayern,
– die Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Weißwasser, sowie
– das Umweltbundesamt (UBA) in Dessau-Roßlau.

Ziel der Evaluation ist es, zu untersuchen wie Ansiedlungen von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in 
strukturschwachen Regionen erfolgreich umgesetzt werden können. Hierbei sind die Effekte von Behörden-
ansiedlungen auf den regionalen Arbeitsmarkt, die regionale Nachfrage und die Bevölkerungsentwicklung 
von Bedeutung sowie die Frage, inwieweit eine Behördenansiedlung allgemein zur Aufwertung einer Region 
und somit zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen kann. Die Befunde der teilstrukturierten 
Interviews liefern letztlich nur anekdotische Evidenz und sind bedingt durch die kleine Beobachtungszahl nur 
eingeschränkt generalisierbar. Um die konkreten Effekte einer Behördenansiedlung in diesem Kontext bezif-
fern zu können, wäre eine Kausalanalyse notwendig. Dennoch können diese qualitativen Befunde einen An-
satzpunkt für weiterführende Forschung darstellen. Neben möglichen regionalökonomischen Effekten wird 
durch die teilstrukturierten Interviews zudem auch die Innensicht der Behörde, beispielweise die Effizienz der 
Arbeitsabläufe, die Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Rekrutierung von Fachkräften 
in ländlichen und strukturschwachen Gebieten betrachtet. Auf diese Weise wird die Frage beantwortet, welche 
Faktoren für eine erfolgreiche Ansiedlung einer Behörde in strukturschwachen Regionen wichtig sind, worauf 
bei der Wahl eines geeigneten Ansiedlungsstandortes sowie einer geeigneten anzusiedelnden Behörde zu 
achten ist und wo Potentiale für Verbesserungen im Ansiedlungsprozess liegen. Methodisch wurden die vier 
ausgewählten Ansiedlungen von Behörden auf Basis von 34 teilstrukturieren, leitfadenorientierten Interviews 
evaluiert. Es wurden 27 Beschäftigte der Behörden aus verschiedenen Hierarchieebenen und sieben Stakehol-
der der jeweiligen Zielregion interviewt. Ergänzend wurden Onlineumfragen unter insgesamt 652 Beschäftig-
ten von zwei der untersuchten Behörden durchgeführt. 

Das ALE Oberpfalz wurde im Jahr 2013 von Regensburg in die knapp 100 km entfernte Stadt Tirschenreuth 
verlagert. Die jahrelange Unsicherheit hinsichtlich des Verlagerungszeitpunkts und des zukünftigen Ansied-
lungsortes hat sich laut der Beschäftigten lähmend auf die Arbeit in der Behörde ausgewirkt. Ebenfalls sei 
die Verlagerung mit einem Verlust von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Erfahrung und Kompetenz verbun-
den gewesen. Langfristig habe die Verlagerung jedoch dazu geführt, dass der Personalkörper deutlich jün-
ger und diverser aufgestellt sei. Das wiederum wirke sich positiv auf das Arbeitsklima und die Motivation in 
der Behörde aus. Ebenfalls positiv hervorzuheben sei die enge Zusammenarbeit mit der lokalen Hochschule. 
Mit dieser Strategie sei es dem ALE Oberpfalz gelungen, der begrenzten Verfügbarkeit von Fachkräften in der 
strukturschwachen Oberpfalz entgegenzuwirken. Darüber hinaus habe die Ansiedlung des ALE Oberpfalz zur 
Aufwertung des Standortes Tirschenreuth beigetragen und eine positive Signalwirkung für die Region entfal-
tet. Laut Aussage der regionalen Wirtschaftsvertretung hat sich die Ansiedlung zudem positiv auf die örtliche 
Nachfrage ausgewirkt.

Das ALE Oberbayern soll im Rahmen der Heimatstrategie der Bayerischen Staatsregierung im Jahr 2025 von 
München nach Mühldorf am Inn verlagert werden. Die definierten Rahmenbedingungen bieten Vorteile ge-
genüber der Umsetzung im Fall des ALE Oberpfalz: Der Umzug der Beschäftigten nach Mühldorf soll freiwillig 
erfolgen, die hohe Sozialverträglichkeit resultiert aus der Unterstützung von Bewerbungen auf andere Stellen 
in anderen Behörden. Dennoch drohen nach Auffassung der Befragten ähnliche Probleme wie bei der Verla-
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gerung nach Tirschenreuth. Ein Personalumbau mit verstärkter Ausbildung sei notwendig, um den aus der 
Verlagerung resultierenden Personalverlust auszugleichen. Das binde mittelfristig Ressourcen und führe zu Ef-
fizienzverlusten. Außerdem sei auch bei der Verlagerung nach Mühldorf nicht auf eine zentrale Lage innerhalb 
des Dienstbezirkes geachtet worden. Wie am ALE Oberpfalz werde es dadurch zu längeren privaten wie dienst-
lichen Fahrtzeiten für die Beschäftigten kommen. Die Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner bezwei-
feln darüber hinaus, ob eine Stärkung des wirtschaftlichen Raums Mühldorf notwendig sei, da Mühldorf mit 
seiner Nähe zum Ballungsraum München bereits Wachstumstendenzen aufweist. Inwieweit regionalökono-
mische Anstoßeffekte durch die Ansiedlung zu erwarten sind, kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht beurteilt 
werden. Lehren aus der Verlagerung des ALE Oberpfalz wurden nur im geringen Maße von den politischen 
Verantwortungsträgerinnen und Verantwortungsträgern gezogen. 

Die Außenstelle des BAFA in Weißwasser wurde im März 2020 neu angesiedelt. Die befragten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des BAFA zeigten sich mehrheitlich zufrieden mit ihrer Arbeitssituation und beurteilen die 
Ansiedlung als eine sinnvolle Maßnahme. Einige Befragte berichteten, durch die Ansiedlung des BAFA eine 
neue berufliche Perspektive erhalten zu haben. Im Gegensatz zur Verlagerung des ALE Oberpfalz lag zwischen 
Beschluss und Ansiedlung der Behörde nur sehr wenig Zeit. Das ist für eine Neuansiedlung nicht unbedingt 
problematisch. Die Zusammenarbeit mit dem Haupthaus und die Einarbeitung in die Behörde wurden als 
positiv beschrieben. Das besonders hohe Tempo beim Aufbau der Behörde führe jedoch zu Ineffizienzen, auch 
weil nicht alle Stellen unmittelbar besetzt werden konnten. Einige der Befragten berichteten, die Behörde hät-
te die ihr zugewiesenen Aufgaben im ersten Jahr noch nicht vollumfänglich erfüllen können. Es sei außerdem 
teils schwierig, geeignetes Personal für die ausgeschriebenen Stellen zu finden, insbesondere bei Stellen des 
gehobenen und höheren Dienstes. Der Großteil der Beschäftigten am BAFA käme aus der Region. Die An-
siedlung des BAFA trage dadurch zur Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten und zur Diversifikation der 
regionalen Wirtschaftsstruktur bei. Zuzug nach Weißwasser durch die Ansiedlung des BAFA trete nur verein-
zelt auf, dennoch werden stimulierende Effekte auf die örtliche Nachfrage erwartet. Inwiefern das ausreicht, 
um nachhaltig die regionale Wirtschaft und Beschäftigung zu stärken sowie den sinkenden Bevölkerungszah-
len entgegenzuwirken, kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden. Die Ansiedlung des 
BAFA sei in der Region mehrheitlich als positives Signal der Politik aufgefasst worden. 

Das UBA wurde 2005 von Berlin in das 120 km entfernte Dessau (inzwischen: Dessau-Roßlau) verlagert. Seit 
dem Beschluss im Jahr 1992 vergingen 13 Jahre bis zum endgültigen Umzug. Im Gegensatz zum ALE Oberpfalz 
wurde dieser lange Zeitraum zumeist positiv bewertet, da er den Beschäftigten genügend Zeit gab, sich auf die 
Verlagerung einzustellen. Zudem war für neue Beschäftigte von Anfang an klar, dass mittelfristig der Dienst-
ort in Dessau sein würde. Die Bewertung der Verlagerung des UBA unterscheidet sich zwischen den Befragten 
stark. Negativ wurde auf das Problem der Personalgewinnung am Standort Dessau-Roßlau hingewiesen. Da 
am UBA überwiegend hochqualifizierte Fachkräfte beschäftigt seien, könne nur in geringem Umfang aus der 
lokal ansässigen Bevölkerung rekrutiert werden. Für potenzielle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sei Dessau- 
Roßlau als Lebensmittelpunkt oft nicht attraktiv genug. Häufig pendeln Beschäftigte, beispielsweise aus dem 
Raum Halle-Leipzig. Dennoch dürfte die Ansiedlung des UBA in Dessau-Roßlau über die Jahre zu einem ge-
wissen Zuzug in die Region geführt haben. Dies wird aus einer Umfrage unter den Beschäftigten deutlich, 
in der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach dem Umzug eingestellt wurden, mehrheitlich angeben in 
einem Umkreis von ca. 40 km um Dessau-Roßlau zu wohnen, während Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
bereits vor dem Umzug am UBA beschäftigt waren, auch heute noch häufig in Berlin wohnen. Ob dieser Zuzug 
im Vergleich zur Größe Dessau-Roßlaus jedoch ausreicht, um die regionale Wirtschaft nachhaltig zu stärken, 
erscheint fraglich.

Insgesamt wurde im Rahmen der Interviews in den vier Behörden das Engagement von Landes- und Lokal-
politikerinnen und -politikern bei der Entscheidung für einen bestimmten Standort betont. Welcher struk-
turschwache Standort zum Behördenstandort wird, geht häufig auf den Einsatz von Einzelpersonen zurück. 
Gleichzeitig sei die Anziehungskraft der Region entscheidend, um tatsächlich neue Beschäftigte in eine Region 
zu locken und von möglichen Multiplikatoreffekten zu profitieren. Hierzu gehören neben der allgemeinen 
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Attraktivität des Standortes vor allem eine gute Infrastruktur sowie Beschäftigungsmöglichkeiten für Partner-
innen und Partner. Die Standortattraktivität hängt allerdings auch von gesellschaftspolitischen Faktoren, wie 
dem Wahlverhalten der lokalen Bevölkerung und ihrer Altersstruktur ab. Standorte, die in besonderem Maße 
strukturschwach sind, werden kaum mit Multiplikatoreffekten rechnen können. Auch die Aussicht auf eine un-
befristete Beschäftigung spielt eine wichtige Rolle für die Bereitschaft, in die Region zu ziehen. Die Möglichkeit 
zu mobilem Arbeiten kann ein wichtiges Instrument einer Behörde im strukturschwachen Raum sein, Fachkräf-
teknappheit auszugleichen. Allerdings verstärkt das Instrument die Neigung von Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeitern, ihren Wohnort unabhängig vom Arbeitsort zu wählen. Neben dem erhofften Zuzug von 
Menschen in strukturschwache Gebiete, kann sich eine Behördenansiedlung jedoch, wie in Weißwasser und 
Tirschenreuth berichtet, auch positiv auf die Beschäftigungsperspektiven der Menschen in der Region aus-
wirken und somit strukturstärkende Wirkung haben. In den genannten Fallstudien wurde die Ansiedlung von 
der Bevölkerung sehr positiv aufgefasst. Auch von gesteigerter Konsumnachfrage wurde vereinzelt berichtet. 
Inwiefern diese jedoch nachhaltigen und quantifizierbaren Einfluss auf die Region hat, kann auf Basis der qua-
litativen Analyse nicht beantwortet werden.

Um Ineffizienzen im Zuge von Verlagerungen und Neuansiedlungen zu vermeiden, sollte der zeitliche Rah-
men der Behördenansiedlung umsichtig gewählt werden. Für Verlagerungen scheint ein Zeitraum von zehn 
Jahren am Beispiel der Ämter für Ländliche Entwicklung und des UBA angemessen. Verlagerungen gingen bei 
den untersuchten Fällen mit teils gravierenden Verlusten von Beschäftigten einher. Ein Wissensverlust kann in 
diesem Zuge nur vermieden werden, wenn der Zeitraum für die Umsiedlung die Einarbeitung neuer Beschäf-
tigter erlaubt und durch erhöhte Planungssicherheit erfahrene Beschäftigte länger gehalten werden können. 
Außerdem bietet eine enge Zusammenarbeit mit regionalen Ausbildungsstätten eine Chance, um Personalbe-
schaffungsproblemen entgegenzuwirken. Eine weitere Möglichkeit, den Wissens- und Beschäftigtenverlust zu 
begrenzen, ist das mobile Arbeiten. Dieses erhöht jedoch die Anreize für Beschäftigte, ihren Wohnort nicht an 
den Behördenstandort zu verlagern. Die Behörde sieht sich also im Spannungsfeld zwischen ihrem politisch 
definierten Ziel der Strukturförderung und dem Erhalt der behördeninternen Arbeitsfähigkeit und Effizienz. 
Ein wichtiges Ergebnis ist, dass die Erfolgschancen einer Behördenansiedlung vor allem dann hoch sind, wenn 
es sich um die Neugründung einer Behörde bzw. eines Behördenstandortes handelt. Bei einer Verlagerung 
einer Behörde treten hingegen häufig größere Schwierigkeiten auf, vor allem aufgrund des zu erwartenden 
Verlusts an Fachkräften und daraus resultierenden Schwierigkeiten bei der Aufgabenerledigung. Zudem pen-
deln im Falle einer Verlagerung in den ersten Jahren viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an den neuen Be-
hördenstandort. Ein Bevölkerungseffekt tritt daher bestenfalls mit zeitlicher Verzögerung ein. Darüber hinaus 
sollte gezielt darauf geachtet werden, dass die Zielregion den Arbeitskräftebedarf einer neuangesiedelten Be-
hörde ausreichend abdecken kann. Im Rahmen der Interviews wird mehrfach von Personalbeschaffungspro-
blemen, vor allem für höher qualifiziertes Personal berichtet. Hochqualifiziertes Personal bringe jedoch eine 
geringere Bereitschaft mit, in Standortregionen mit niedriger Attraktivität zu ziehen, was für strukturschwache 
Gebiete häufig zutrifft. Stellen mit geringerem Qualifikationsanforderungen ließen sich zumeist regional be-
setzen. Somit bieten sich eher Behörden mit geringerem Bedarf an hochqualifizierten Arbeitskräften für eine 
Ansiedlung in strukturschwachen Gebieten an.

In den an die Interviews anschließenden Onlineumfragen unter 652 Beschäftigten des ALE Oberpfalz und des 
UBA in Dessau-Roßlau wurden die Eindrücke der Interviews weiter vertieft und quantitativ ergänzt. Im Rah-
men der Umfragen bewerteten die Beschäftigten die Ansiedlung der jeweiligen Behörde und die Auswirkun-
gen der Ansiedlung auf verschiedene Lebensbereiche. Es zeigte sich, dass nach der Verlagerung eingestellte 
Beschäftigte näher am Arbeitsort wohnen und die Verlagerung positiver bewerten als ihre zuvor schon für die 
Behörden tätigen Kolleginnen und Kollegen. Vor der Verlagerung beschäftigte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter gaben negative Auswirkungen auf Fahrtzeiten und Freizeit an. Insgesamt zeigte sich im Abstand von 
mehreren Jahren zur Verlagerung ein durchweg positives Stimmungsbild unter den Beschäftigten. 

Die Fähigkeit der Wissenschaft, am regional- und strukturpolitischen Diskurs teilzunehmen sowie Behörden 
und Politik zu beraten, hängt wesentlich von der Möglichkeit ab, den Status quo und die Entwicklung der ver-
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gangenen Jahre mit Daten zu evaluieren. Eine detaillierte Datenbank zu Beschäftigten von Bundes- und Lan-
deseinrichtungen auf Ebene der Gemeinden ist dafür eine wichtige Grundlage. Aktuell liegt diese nicht vor. Mit 
den verfügbaren Daten kann die geografische Verteilung von Bundeseinrichtungen zumindest approximiert 
werden. Die kartographische Darstellung zeigt, dass Bundeseinrichtungen bislang selten in ländlichen Regi-
onen angesiedelt sind. Von der Gesamtheit der Bundesbeschäftigten haben in 2020 nur 6 % ihren Dienstsitz 
in peripherer oder sehr peripherer Lage, obwohl 25 % der Bevölkerung dort lebt. Ob sich die Lebenssituation 
dieser Bevölkerungsgruppe durch eine Behördenansiedlung verbessern würde, könnte anhand einer detail-
lierten Datenbank untersucht werden. Zum Beispiel wäre es im Rahmen von Panel-Daten-Analysen möglich, 
Aussagen über den Zusammenhang zwischen Bundesbeschäftigten und Zielgrößen wie Beschäftigung im pri-
vaten Sektor auf regionaler Ebene zu treffen. Zudem könnten über eine solche Datenbank gezielt Fallstudien 
identifiziert werden, die kausale Rückschlüsse auf die Wirkung von Behördenansiedlungen zulassen.

Der Aufbau einer detaillierten Datenbank zu Behördenstandorten und -beschäftigten sollte konsequent fort-
gesetzt und nach Möglichkeit intensiviert werden. Die Grundlage kann die Personalstandstatistik des Statis-
tischen Bundesamtes bilden. Zentrale Voraussetzungen an die Datenbank sind, dass (1) diese Bundes- und 
Landesbehörden inkludiert, (2) die Daten auf Ebene der Gemeinden zur Verfügung stehen, (3) der Dienst- oder 
Arbeitsort präzise erfasst und von dem Hauptsitz der Behörde getrennt aufgeführt wird, (4) zumindest zivile 
Beschäftigte von Soldatinnen und Soldaten getrennt werden oder im Optimalfall eine separate Auflistung für 
jede Behörde erfolgt, (5) eine Vergleichbarkeit zwischen Jahren besteht und der Datensatz auch rückwirkend 
erstellt wird.
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The decentralization of government authorities is an element of active structural policy. By locating govern-
ment authorities in regions in need of economic development, policy makers aim to relieve the pressure on 
urban centers and strengthen structurally weaker regions, thereby helping to create equal living conditions. 
This can be triggered, for example, by new employment opportunities in the regions where they are located. 
The present study, commissioned by the Federal Ministry of the Interior, Building and Community (BMI) in 
cooperation with the Federal Institute for Research on Building, Urban Affairs and Spatial Development (BBSR), 
examines the extent to which the establishment of authorities is a suitable instrument for creating equal living 
conditions and equal sustainable spatial development. To answer this question, the relevant scientific litera-
ture and available data on German government authorities’ locations as well as four establishments of public 
authorities in structurally weak regions are examined in more detail. For this purpose, interviews were conduc-
ted with employees of the selected authorities as well as with representatives from the regional economy and 
politics. In addition, online surveys were conducted at two of the authorities.

In a literature review, the empirical evidence on the effects of establishments of government authorities is 
examined. Previous studies showed partly contradictory effects for past establishments of public authorities. 
While positive effects on employment in the target region were documented for some establishments, others 
showed no effects or negative effects due to displacement effects. Displacement effects occur if the labor sup-
ply at the new location is low and employees transfer from the private sector to the public sector. Therefore, 
when labor supply is low, it is critical that government employees are recruited externally. 

In an excursus, the location-strengthening effect of military bases is discussed. In theory, military bases, like 
civilian authorities, can stimulate economic activity in a region via the influx of employees with their families 
and demand by local consumers. The literature on military base closures shows that the overall impact on the 
regional economy is small. Military bases tend to have little connection to the region and are re-used by local 
government actors or private investors after closure. Thus, the loss of civilian jobs after a closure is quickly 
compensated. Nevertheless, there are individual regions where the withdrawal of soldiers is accompanied by 
a more profound economic shock. Three factors favor this: (1) large sites, (2) lack of reuse, and (3) low diversi-
fication with few alternative industries in the region. Because the existing studies look at site closures, it is not 
possible to accurately predict how targeted military bases would affect structurally weak regions compared to 
government agencies. A major difference exists between government agencies and military bases with regard 
to the likelihood of employees and their families relocating. Soldiers regularly rotate between locations, are 
often only temporarily with the Bundeswehr as temporary soldiers, are provided with accommodation in the 
barracks and are often so young that they do not yet have a family. For these reasons, a move with family to 
the new location tends to be less likely than for employees of a civilian agency. Thus, for the same number of 
personnel, smaller effects are expected for military bases. 

Reliable evidence of the effect of the establishment of government authorities on regional economic indi-
cators can ultimately only be revealed within the framework of a causal analysis. The fundamental problem, 
however, is that potential structurally weak target regions have specific characteristics and are therefore only 
comparable with other regions to a limited extent. In the ideal case from a scientific point of view, chance 
would decide on the selection of a region as the future location of a government authority. In reality, however, 
location decisions are usually made taking into account a wide range of restrictions; the influence of local 
political decision-makers also plays an important role. Conventional evaluation methods that assume the ran-
domness of the location decision are therefore not applicable. At best, auxiliary solutions can be found, which, 
however, could not be applied in this project due to the lack of available data. 
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The main part of this study is the evaluation of four case studies of newly established authorities: 

– The Office for Rural Development (ALE) Upper Palatinate in Tirschenreuth, 
– the ALE Upper Bavaria, which will be relocated in Mühldorf am Inn, 

 – the branch office of the Federal Office of Economics and Export Control (BAFA) in Weißwasser, and 
– the Federal Environment Agency (UBA) in Dessau-Roßlau. 

The aim of the evaluation is to examine how the establishment of government authorities in structurally weak 
regions can be successfully implemented. In this context, the effects of the establishment of public authorities 
on the regional labor market, regional demand and population development are of importance, as is the ques-
tion of the extent to which the establishment of public authorities can generally contribute to the upgrading of 
a region and thus to the creation of equivalent living conditions. The findings of the semi-structured interviews 
ultimately provide only anecdotal evidence and can only be generalized to a limited extent due to the small 
number of observations. A causal analysis would be necessary to quantify the concrete effects of an establish-
ment of authorities in this context.

Nevertheless, these qualitative findings can provide a starting point for further research. In addition to possible 
regional economic effects, the semi-structured interviews also look at the internal view of the government 
authority, for example the efficiency of work processes, employee satisfaction and the recruitment of skilled 
workers in rural and structurally weak areas. 

In this way, it is possible to determine which factors are important for the successful establishment of a govern-
ment authority in structurally weak regions, what needs to be taken into account when choosing a suitable 
location and where there is potential for improvement in the establishment process. Methodically, the four 
selected establishments of public authorities were evaluated on the basis of 34 semi-structured, guideline-ori-
ented interviews. Twenty-seven employees of the authorities from different hierarchical levels and seven stake-
holders of the respective target region were interviewed. In addition, online surveys were conducted among a 
total of 652 employees of two of the authorities studied. 

In 2013, the ALE Upper Palatinate was relocated from Regensburg to Tirschenreuth, which is almost 100 km 
away. According to the employees, the years of uncertainty regarding the timing of the relocation and the 
future location had a paralyzing effect on their work at the agency. The relocation was also associated with 
a loss of employees, experience and competence. In the long term, however, the relocation has resulted in a 
much younger and more diverse workforce. This, in turn, had a positive effect on the working atmosphere and 
motivation at the agency. Another positive aspect is the close cooperation with the local university. With this 
strategy, ALE Upper Palatinate has succeeded in counteracting the limited availability of skilled workers in the 
structurally weak Upper Palatinate. In addition, the establishment of ALE Upper Palatinate contributed to the 
upgrading of Tirschenreuth as a business location and has had a positive signal effect for the region. According 
to the regional business representative, the establishment has also had a positive effect on local demand.

The ALE Upper Bavaria is to be relocated from Munich to Mühldorf am Inn in 2025 as part of the Bavarian state 
government’s homeland strategy. The defined framework conditions offer advantages compared to the imple-
mentation in the case of ALE Upper Palatinate: The relocation of employees to Mühldorf is to be voluntary, and 
the high social compatibility results from the support of applications of current employees for other positions 
in other authorities. Nevertheless, according to the interviewees, there is a threat of similar problems as with 
the relocation to Tirschenreuth. Staff restructuring with increased training would be necessary to compensate 
for the loss of personnel resulting from the relocation. In the medium term, this would tie up resources and 
lead to efficiency losses. In addition, the relocation decision to Mühldorf did not take into account the necessity 
of the agency to be located centrally within the service district. As at ALE Upper Palatinate, this would result in 
longer private and business travel times for employees. The interviewees also questioned whether a strengthe-
ning of the economic area of Mühldorf was necessary, since Mühldorf, with its proximity to the conurbation of 
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Munich, was already showing growth tendencies. The extent to which regional economic stimulus effects can 
be expected from the relocation cannot be assessed at the present time. Lessons from the relocation of the ALE 
Upper Palatinate have only been drawn to a limited extent by the political decision-makers. 

The BAFA branch office in Weißwasser was established in March 2020. The majority of the BAFA employees in-
terviewed were satisfied with their work situation and assessed the establishment as a sensible measure. Some 
respondents reported that they had gained a new professional perspective as a result of BAFA’s establishment. 
In contrast to the relocation of ALE Upper Palatinate, there was very little time between the decision and the 
establishment of the government authority. This is not necessarily problematic for a new establishment. The 
cooperation with the main office and the familiarization with the government authority were described as 
positive. However, the particularly fast pace of setting up the government authority led to inefficiencies, in 
part because not all positions could be filled immediately. Some respondents reported that the agency had 
not yet been able to fully perform the tasks assigned to it in its first year. In addition, it is sometimes difficult to 
find suitable personnel for the advertised positions, especially at senior and higher levels of the civil service. 
The majority of employees at BAFA originates from the region. The establishment of the BAFA thus contributes 
to the creation of employment opportunities and to the diversification of the regional economic structure. 
BAFA’s location in Weißwasser would only lead to isolated influxes, but it is expected to have a stimulating 
effect on local demand. To what extent this is sufficient to sustainably strengthen the regional economy and 
employment as well as to counteract the declining population figures cannot be assessed at this point in time. 
The establishment of the BAFA was reported to have been perceived by the majority in the region as a positive 
signal from politics. 

In 2005, the UBA was relocated from Berlin to Dessau (now Dessau-Roßlau), 120 km away. After the decision 
in 1992, 13 years passed until the final move. In contrast to ALE Upper Palatinate, this long period was mostly 
viewed positively, as it gave employees enough time to adjust to the relocation. In addition, it was clear to 
new employees from the beginning that in the medium term the place of employment would be Dessau. The 
evaluation of the relocation of the UBA differs greatly between the interviewees. The problem of recruiting 
personnel at the Dessau-Roßlau site was pointed out negatively. Since UBA employs predominantly highly 
qualified specialists, it is only possible to recruit to a limited extent from the local resident population. For 
potential employees, Dessau-Roßlau is often not attractive enough as a place to live. Employees therefore 
commute to a grate extend, for example from the Halle-Leipzig area. Nevertheless, the establishment of UBA 
in Dessau-R oßlau is likely to have led to a certain influx into the region over the years. This is clear from a survey 
of employees, in which the majority of employees, who were hired after the move, state that they live within 
a radius of about 40 km of Dessau-Roßlau, while employees who were already employed at UBA before the 
move still frequently live in Berlin. However, it seems questionable whether this influx is sufficient to sustain-
ably strengthen the regional economy compared to the size of Dessau-Roßlau.

Overall, the interviews in the four authorities emphasized the commitment of state and local politicians in de-
ciding on a particular location. Which structurally weak location becomes a government authority location is 
often due to the efforts of individuals. At the same time, the attractiveness of the region is decisive in actually 
attracting new employees to a region and benefiting from possible multiplier effects. In addition to the general 
attractiveness of the location, this includes above all a good infrastructure and employment opportunities for 
partners. However, the attractiveness of a location also depends on sociopolitical factors such as the voting be-
havior of the local population and its age structure. Locations that are particularly structurally weak will hardly 
be able to count on multiplier effects. The prospect of permanent employment also plays an important role in 
the willingness to move to the region. The possibility of mobile working can be an important instrument for a 
government authority in a structurally weak region to compensate for shortages of skilled workers. However, 
the instrument increases the tendency of government authority employees to choose their place of residence 
regardless of where they work. However, in addition to the hoped-for influx of people into structurally weak 
areas, a government authority establishment can also have a positive effect on the employment prospects of 
people in the region, as reported in Weißwasser and Tirschenreuth, and thus have a structurally strengthening 

BBSR-Online-Publikation Nr. 12/2022



Ansiedlungen von Behörden in strukturschwachen Regionen 15

Executive Summary

effect. In the case studies mentioned, the establishment is viewed very positively by the population. There are 
also isolated reports of increased consumer demand. However, the extent to which this has a sustainable and 
quantifiable impact on the region cannot be answered on the basis of the qualitative analysis.

In order to avoid inefficiencies in the course of new establishments and relocations, the time frame for the esta-
blishment of authorities should be chosen prudently. For relocations, a period of ten years seems appropriate, 
using the example of the Offices for Rural Development and the UBA. In the cases investigated, relocations 
were accompanied in some cases by serious losses of employees. A loss of knowledge can only be avoided 
if the period for relocation allows new employees to be trained and experienced employees can be retained 
longer for increased planning security. In addition, close cooperation with regional training centers offers an 
opportunity to counteract recruitment problems. Another way to limit the loss of knowledge and employees 
is mobile working. However, this increases the incentive for employees not to move their place of residence to 
the location of the government authority. The agency thus finds itself caught between its politically defined 
goal of promoting regional economic growth and maintaining the agency’s internal work capacity and effi-
ciency. An important result is that the chances of success of a government authority establishment are particu-
larly high when a new government authority is established. In the case of relocation of a government authority, 
on the other hand, greater difficulties often arise, above all due to the expected loss of specialized staff and 
the resulting difficulties in carrying out tasks. In addition, in case of a relocation, many employees commute to 
the new government authority location in the first few years. A population effect therefore occurs at best with 
a time lag. In addition, specific care should be taken to ensure that the target region can adequately cover the 
workforce requirements of a newly established government authority. During the interviews, there were seve-
ral reports of recruitment problems, especially for highly qualified personnel. Highly qualified personnel, how-
ever, is less willing to move to regions with low attractiveness, which is often the case in structurally weak areas. 
Jobs with lower qualification requirements could mostly be filled regionally. Thus, authorities with a lower 
demand for highly qualified workers are more likely to be successfully established in structurally weak areas.

In the online surveys among 652 employees of the ALE Upper Palatinate and the UBA in Dessau-Roßlau fol-
lowing the interviews, the impressions of the interviews are further deepened and quantitatively extended. 
Within the scope of the surveys, the employees evaluate the relocation of the respective government autho-
rity and the effects of the relocation on different aspects of their professional and personal life. It is found that 
employees hired after the relocation live closer to the place of work and evaluate the relocation more posi-
tively than their colleagues, who already worked for the authorities before. Pre-relocation employees report 
nega tive impacts on commute time and leisure time. Overall, several years after the relocation, a consistently 
positive sentiment emerges among employees. 

The ability of the scientific community to participate in regional and structural policy discourse and to advise 
authorities and policymakers depends largely on the ability to evaluate the Status quo and the development of 
past years with data. A detailed database on employees of federal and state authorities at the municipal level 
is a necessity for this task. Currently, such a database is not available. With the available data, the geographic 
distribution of federal facilities can at least be approximated. The cartographic representation shows that fe-
deral facilities have so far rarely been located in rural regions. Of the total federal workforce in 2020, only 6% are 
located in peripheral or very peripheral regions, although 25% of the population lives there. Whether the living 
situation of this population group would improve as a result of an agency establishment could be investigated 
using a detailed database. For example, as part of panel data analyses, it would be possible to make statements 
about the relationship between federal employees and target variables such as private sector employment at 
the regional level. In addition, such a database could be used to identify targeted case studies that allow causal 
inferences to be made about the impact of agency establishments.

The development of a detailed database on government authority locations and employees should be consis-
tently pursued and, if possible, intensified. The database can be based on the personnel statistics of the Ger-
man Federal Statistical Office. The key requirements for the database are that (1) it includes federal and state 
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authorities, (2) the data are available at the municipal level, (3) the place of service or work is precisely recorded 
and listed separately from the headquarters of the government authority, (4) at least civilian employees are se-
parated from servicemen and -women or, optimally, a separate listing is made for each government authority, 
(5) there is comparability between years and the data set is also created retrospectively.
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1 Einleitung

Die Dezentralisierung von Behörden stellt ein Element aktiver Strukturpolitik dar. Sie verfolgt das Ziel, struktur-
starke Regionen, wie beispielweise städtische Ballungszentren, zu entlasten und strukturschwächere Räume 
durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu stärken. Die Ansiedlung von Behörden kann dabei durch weitere 
regionalpolitische Maßnahmen wie der Schaffung zusätzlicher Studienplätze in Universitäten oder Fachhoch-
schulen außerhalb der Ballungszentren ergänzt werden, um auf diese Weise Cluster von Behörden, Univer-
sitäten, außeruniversitären Forschungseinrichtungen und lokalen Unternehmen zu schaffen, die langfristige 
Wachstumsimpulse setzen und auf diese Weise zu gleichwertigen Lebensverhältnissen sowie der Verminde-
rung von Abwanderungstendenzen beitragen können. 

Die regionalökonomischen Erwartungen, die an Maßnahmen der Behördenneuansiedlung geknüpft werden, 
sind vielfältig, doch bisher fehlt es an Evaluationskonzepten. In einem ersten Schritt erfolgt daher in Kapitel 
2 eine Aufarbeitung bestehender Literatur zu den Effekten von Behördenverlagerungen bzw. -neuansiedlun-
gen. Die große Herausforderung bei der wissenschaftlichen Evaluierung der Ansiedlung von Behörden besteht 
darin, dass Behörden häufig zielgerichtet in Regionen verlagert werden, die nicht zufällig ausgewählt werden. 
Dazu zählen ganz im Sinne der Regionalförderung strukturschwache Regionen, aber auch Regionen, die po-
litische Entscheidungsträger gezielt nach anderen Kriterien auswählen. Diese Regionen unterscheiden sich 
systematisch von anderen – häufig zentralen, wirtschaftlich dynamischen – Behördenstandorten, sodass ein 
simpler Vergleich zwischen Regionen mit und ohne Behörden verzerrte Ergebnisse liefern würde. Selbst wenn 
sich die Zielregion einer Behörde nicht in ihrer wirtschaftlichen Dynamik und peripheren Lage von anderen 
Regionen unterscheidet, so legt allein die Tatsache, dass sie aus politischem Willen als Behördenstandort aus-
gewählt wurde, die Vermutung nahe, dass auch in anderen Bereichen ein besonderes politisches Augenmerk 
auf ihr liegt, wodurch eine Vergleichbarkeit mit anderen Regionen erneut erschwert wird. Bei der Beurteilung 
der Studien zur Ansiedlung von Behörden wird daher Wert auf den methodischen Ansatz gelegt, um die Er-
gebnisse einordnen zu können. 

Anschließend wird in Kapitel 3 die gegenwärtige räumliche Verteilung von Bundeseinrichtungen dargestellt. 
Anhand der Untergliederung der Standorte entsprechend ihrer räumlichen Lage wird deutlich, dass sich Bun-
deseinrichtungen in zentral gelegenen Orten ballen, während periphere oder sehr periphere Gemeinden als 
Standorte von Bundeseinrichtungen deutlich unterrepräsentiert sind. 

Um die Chancen und Probleme der Dezentralisierung von Behörden im Detail zu beschreiben, untersucht 
diese Studie vier Fallbeispiele von Behördenverlagerungen und -neuansiedlungen. Die Ergebnisse aus diesen 
Fallstudien werden in Kapitel 4 präsentiert. Die untersuchten Behörden sind das Amt für Ländliche Entwick-
lung Oberpfalz in Tirschenreuth, das Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern, zukünftig in Mühldorf am 
Inn, die Außenstelle des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle in Weißwasser sowie das Umwelt-
bundesamt in Dessau-Roßlau. Um den Ansiedlungsprozess zu beurteilen, wurden im Rahmen der Studie teil-
strukturierte Interviews mit den Beschäftigten von neu angesiedelten Behörden sowie Stakeholdern aus den 
Standortregionen geführt und Umfragen an den Behörden durchgeführt. 

Die Ergebnisse der Studie sowie Handlungsempfehlungen an die Politik werden in Kapitel 5 zusammengefasst.
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– Vergangene Behördenansiedlungen zeigten teils gegenteilige Effekte auf die Beschäftigung im privaten 
Sektor. Während für einige Ansiedlungen positive Effekte auf die Beschäftigung der Zielregion doku-
mentiert werden, zeigen andere Ansiedlungen keine, oder negative Effekte. Negative Effekte auf die 
Beschäftigung in der Zielregion werden beobachtet, wenn Beschäftigte in Folge einer Ansiedlung aus 
dem privaten Sektor in den öffentlichen wechseln und die Behörde somit als Konkurrenz zu privaten 
Unternehmen in der Zielregion auftritt.

– Ansiedlungen von Behörden und Militärstützpunkten wirken beide über den Zuzug von Beschäftigten 
mit ihren Familien und die Belebung der Wirtschaftsaktivität vor Ort. Ein großer Unterschied zwischen 
Behörden und Militärstützpunkten ist, dass für Soldatinnen und Soldaten ein regelmäßiger Umzug mit 
ihren Familien zum neuen Standort unwahrscheinlicher ist. Bei gleicher Personalstärke werden somit 
kleinere Effekte für Militärstützpunkte erwartet. 

– Regionen profitieren von der Ansiedlung von Behörden, wenn die angesiedelte öffentliche Einrichtung 
hinreichend groß ist und die Ansiedlung der Behörde mit der Ansiedlung ihrer Beschäftigten einhergeht. 

2.1 Methodische Vorüberlegungen

Die Untersuchung der Wirkung politischer Maßnahmen auf ökonomische Zielgrößen ist ein zentrales Ele-
ment der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung.1 Um den Erfolg einer politischen Maßnahme zu eva-
luieren, muss ein überzeugender Ursache-Wirkungs-Zusammenhang hergestellt werden, d.h. eine kausale  
Interpretation des Zusammenhangs zwischen Maßnahme und den verfolgten Zielen möglich sein: Die Ziel-
größe sollte sich allein aufgrund des Einflusses der Maßnahme ändern. Das Problem hierbei ist, dass es 
auch andere Gründe geben kann, die ursächlich für einen vermeintlichen Zusammenhang zwischen der 
politischen Maßnahme und der Zielgröße sein können. Die Wissenschaft spricht hier von „Endogenitätspro-
blemen“. Moderne ökonometrische Methoden zur Evaluierung kausaler Effekte versuchen daher, „exogene“ 
Variation zu nutzen, also eine Variation in der Maßnahme, die unabhängig ist von Faktoren, die die Zielgröße 
beeinflussen. Im Idealzustand erfolgt die Zuteilung in Behandlungs- und Kontrollgruppe rein zufällig, d.h. 
im Zusammenhang der vorliegenden Studie würden Behörden an Standorte verlagert, die per Los ausge-
wählt wurden. Die Zufälligkeit stellt sicher, dass Behördenstandorte sich nicht systematisch von anderen Or-
ten (ohne Behörden) unterscheiden. Im Ergebnis könnte der kausale Effekt der Behördenansiedlung direkt 
quantifiziert werden, indem man die durchschnittliche Entwicklung zwischen Behördenstandorten und der 
Kontrollgruppe aller übrigen Orte vergleicht. Da außer in kontrollierten Experimenten die zufällige Zutei-
lung politischer Maßnahmen kaum möglich ist, sollen im Folgenden zwei Methoden vorgestellt werden, 
die versuchen, die zufällige Zuordnung mit nicht-experimentellen Daten nachzuahmen und die in der ver-
wandten Literatur zur Ansiedlung von Behörden angewendet werden.

Der Instrumentalvariablen-Ansatz (IV-Ansatz) wird angewendet, wenn die erklärende Variable mit dem 
Fehlerterm eines Regressionsmodells korreliert ist und dadurch der Schätzer inkonsistent wird. Dies kann 
beispielsweise auftreten, wenn man den Einfluss einer zunehmenden Anzahl von Bundesbeschäftigen im 
Zuge von Behördenverlagerungen oder -neuansiedlungen auf die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Sektor 
untersucht. Die erklärende Variable, die die Zahl der Bundesbeschäftigten abbildet, wird durch einen Nähe-
rungswert ersetzt, der Ergebnis einer Schätzung mit Hilfe einer sogenannten Instrumentalvariable (das „In-
strument“) ist. Beispielsweise untersuchten Jofre-Monseny et al. (2020) den Effekt öffentlicher Arbeitsplät-
ze auf Arbeitsplätze im privaten Sektor. Sie nutzen dabei den Status als Provinz-Hauptstadt als Instrument 
für den Anstieg von Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor. Damit der Effekt von öffentlichen Arbeitsplät-

1 Die Ausführungen in diesem Abschnitt basieren auf Kugler et al. (2014).
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zen auf Arbeitsplätze im privaten Sektor als kausal interpretiert werden kann, müssen zwei Annahmen er- 
füllt sein:

(1) Relevanz: Der Status als Provinz-Hauptstadt muss einen Einfluss auf die dort angesiedelten Arbeitsplät-
ze im öffentlichen Sektor haben. Diese Annahme lässt sich empirisch testen und wurde durch die Autoren 
bestätigt.

(2) Exogenität: Der Status als Provinz-Hauptstadt darf keinen direkten Einfluss auf die Bevölkerungs- und 
Beschäftigungsentwicklung im privaten Sektor außer über den Kanal der angestiegenen öffentlichen Ar-
beitsplätze haben. Diese Annahme lässt sich nicht direkt testen. Die Autoren argumentierten, dass die 
Festlegung des Hauptstadtstatus zeitlich lange zurückliegt und deshalb keinen direkten Einfluss auf die 
Zielgrößen ca. 150 Jahre später haben sollte. Außerdem berücksichtigten sie einige beobachtbare Grö-
ßen – räumliche Lage, Bevölkerung, Arbeitslosigkeit, Anteil höherer Bildungsabschlüsse –, in denen sich 
Provinzhauptstädte nachweisbar von anderen Orten unterscheiden. 

Letztlich hängt die kausale Interpretation von Instrumentalvariablen-Schätzungen davon ab, wie überzeu-
gend dargelegt werden kann, dass das Instrument keinen direkten Einfluss – auch nicht über unbeobachtbare 
Faktoren – auf die Zielgröße(n) ausübt.

Beim Differenz-in-Differenzen-Ansatz (DiD) werden im einfachsten Fall zwei Gruppen zu zwei Zeitpunkten be-
trachtet. Zum ersten Zeitpunkt ist noch keine Gruppe von der politischen Maßnahme (z.B. einer Behördenan-
siedlung) betroffen. Zum zweiten Zeitpunkt hat dann eine Gruppe („Treatment-Gruppe“) an der politischen 
Maßnahme teilgenommen, die andere („Kontrollgruppe“) nicht. So betrachteten Becker et al. (2020) Bonn 
und 40 Kontrollstädte vor und nach der Verlegung des Regierungssitzes nach Bonn im Jahr 1949. Mithilfe des 
DiD-Ansatzes konnten die Autoren den Effekt der Verlagerung auf die Beschäftigung im privaten Sektor iden-
tifizieren, indem sie die durchschnittliche Veränderung der Beschäftigung in Bonn und den Vergleichsstädten 
miteinander verglichen. Somit wurden in zwei Dimensionen Differenzen gebildet: Die erste Differenz ist die 
durchschnittliche Veränderung der Beschäftigung zwischen den Beobachtungszeitpunkten, die separat für 
Bonn und die Kontrollstädte berechnet wird. Die zweite Differenz bildet den Unterschied zwischen diesen 
Differenzen und misst, wie sich die Veränderung der Beschäftigung zwischen Bonn und den Kontrollstädten 
über die Zeit unterscheidet. Sie wird als kausaler Effekt der Verlagerung des Regierungssitzes interpretiert. Die 
zentrale Annahme, die dafür gelten muss, ist, dass der Beschäftigungstrend im privaten Sektor in Bonn und 
den Kontrollstädten ohne die Verlagerung des Regierungssitzes ähnlich verlaufen wäre. Aus diesem Grund 
wählten die Autoren Vergleichsstädte, die Bonn hinsichtlich der Bevölkerung ähneln und vergleichen die Be-
schäftigungsentwicklung zwischen Bonn und der Kontrollgruppe vor der Verlagerung des Regierungssitzes.

2.2 Wissenschaftliche Literatur

Die Ansiedlung öffentlicher Behörden im ländlichen Raum wird zunehmend als mögliches regionalökonomi-
sches Instrument zur Stärkung strukturschwacher Regionen diskutiert. Ziel ist es, ökonomische Unterschie-
de zwischen Agglomerationsräumen und ländlichen Gebieten zu reduzieren. Von der Behördenverlagerung 
bzw. -neuansiedlung verspricht man sich positive Arbeitsmarkteffekte für die strukturschwächeren Gebiete 
einerseits, aber auch eine Entlastung der Metropolregionen andererseits. Positive Effekte für die Zielregionen 
erhofft man sich dabei nicht nur auf direktem Weg durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze, sondern auch 
indirekt durch eine gesteigerte Nachfrage. Solche Zweitrundeneffekte treten beispielsweise auf, wenn die ge-
schaffenen Arbeitsplätze der öffentlichen Verwaltung sowie die Nachfrage der öffentlichen Hand zu einem 
gesteigerten Konsumniveau in der Region führen. Dies kann sich wiederum auf den Arbeitsmarkt in der Privat-
wirtschaft auswirken. Letztlich zielen politische Entscheidungen dieser Art somit nicht nur auf eine Stärkung 
des Arbeitsmarktes, sondern auch auf die Verbesserung der Qualität gesamter Standorte ab. Bisher gibt es 
vergleichsweise wenige Studien, die diesen Zusammenhang empirisch untersuchen. Dennoch liefern sie erste 
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Evidenz dafür, dass mehr Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor auch die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Sek-
tor, insbesondere im Dienstleistungsbereich, steigern können (Faggio et al. 2016, Faggio 2019). Neben diesen 
positiven Auswirkungen sind aber auch negative Verdrängungseffekte durch eine gesteigerte Konkurrenz am 
Arbeitsmarkt zwischen öffentlichem und privatem Sektor oder durch ein steigendes Preisniveau, beispielswei-
se im Immobiliensektor, denkbar. Das kann unter anderem eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes 
zur Folge haben (Auricchio et al. 2020, Becker et al. 2020).

Auch wenn die Untersuchung des Einflusses von Behördenansiedlungen auf die Struktur und Dynamik re-
gionaler Arbeitsmärkte politisch zunehmend an Bedeutung gewinnt, liefert die wissenschaftliche Literatur 
bisher nur begrenzt Evidenz für derartige Effekte von Behördenansiedlungen (vgl. Neumark/Simpson 2015, 
Frei/Thum 2019). Ein Grund dafür liegt in der Schwierigkeit, Effekte der Ansiedlung von Behörden tatsächlich 
kausal zu identifizieren. Denn die Auswahl von Zielregionen ist häufig an konkrete Kriterien geknüpft. Derarti-
ge politische Entscheidungen können somit kaum als zufällig betrachtet werden. Die dabei auftretenden, viel-
schichtigen Einflüsse und Interdependenzen lassen sich dann nur mit kausalen Analysemethoden und unter 
bestimmten Annahmen empirisch berücksichtigen. Um den Effekt einer Behördenansiedlung kausal zu iden-
tifizieren, fehlt es an der Kenntnis darüber, wie sich ein Standort tatsächlich ohne die angesiedelte Behörde 
entwickelt hätte. Dennoch gab es in den letzten Jahren zunehmend Versuche, der Frage um den Einfluss von 
verlagerten Behörden auf regionale Arbeitsmärkte nachzugehen. 

Zunächst liefern Studien zu Arbeitsmarktstrukturen in verschiedenen Ländern erste Erkenntnisse zum Zusam-
menhang zwischen öffentlichen und privaten Arbeitsplätzen. Jofre-Monseny et al. (2020) untersuchten die Ar-
beitsmarktentwicklung in spanischen Städten basierend auf Arbeitsmarktdaten von 1980 bis 2001 und fanden 
dabei einen Multiplikatoreffekt zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor. Im betreffenden 
Zeitraum stiegen die Arbeitsplätze im öffentlichen Bereich von 1,4 Mio. auf 3,3 Mio., wobei dieses Wachstum 
in erster Linie auf strukturschwächere Städte zurückzuführen war. Auf einen zusätzlichen Arbeitsplatz im öf-
fentlichen Sektor kamen in diesem Zeitraum 1,3 zusätzliche Arbeitsplätze im Privatsektor. Ein Blick auf die 
einzelnen Teilbereiche des Privatsektors zeigte jedoch, dass es zu Verschiebungen in der Arbeitsmarktstruk-
tur kam. Während der Dienstleistungssektor von der Entwicklung profitierte, ging die Zahl der Arbeitsplätze 
im produzierenden Gewerbe zurück. Jofre-Monseny et al. (2020) nutzten den Hauptstadtstatus von Städten 
als Instrumentvariable für die Beschäftigung im öffentlichen Sektor. Die Eignung dieser Instrumentvariable 
scheint fraglich, da sich der Status einer Provinzhauptstadt auch direkt auf die Beschäftigung im privaten Sek-
tor auswirken kann. Unternehmen wissen beispielsweise um die Nähe zur Politik in Provinzhauptstädten (und 
deren Möglichkeiten zur politischen Einflussnahme) und könnten die Ansiedlung von Niederlassungen oder 
gar des Unternehmenssitzes in Provinzhauptstädten gegenüber anderen Städten vorziehen. Wenn private 
Unternehmen darüber hinaus erwarten, dass auch andere private Unternehmen Interesse haben, sich in Pro-
vinzhauptstädten niederzulassen, wird die Provinzhauptstadt als Standort unter Umständen noch attraktiver 
(Zulieferung, Gastronomie, Freizeitaktivitäten etc.). Die direkten Effekte des Status Provinzhauptstadt können 
sich verstärken und die Beschäftigung im privaten Sektor erhöhen. 

Auricchio et al. (2020) zeigten umgekehrt, dass Rückgänge in den Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor zu gro-
ßen Teilen durch neue Arbeitsplätze im Privatsektor ausgeglichen werden. Hierzu untersuchten sie die Folgen 
des Rückgangs öffentlicher Arbeitsplätze in Italien von 2001 bis 2011 ebenfalls mithilfe einer Instrumentalva-
riablenschätzung. Demnach standen in diesem Zeitraum jedem wegfallenden Job im öffentlichen Bereich 0,6 
bis 0,8 neue Arbeitsplätze im privaten Sektor gegenüber. Auch diese Ergebnisse sollten zurückhaltend inter-
pretiert werden, da die Entscheidung der Ansiedlung auf die Bundespolitik zurückgeführt wird, diese jedoch 
entscheidend durch die Einflussnahme lokaler Politikerinnen und Politiker geprägt sein kann.

Aufschlussreicher gestaltet sich die Literatur, die sich den konkreten Folgen von Behördenansiedlungen für 
regionale Arbeitsmärkte widmet. So zum Beispiel untersuchten Becker et al. (2020) und Faggio et al. (2016) 
jeweils die Effekte von Behördenverlagerung am Beispiel des Umzugs der deutschen Hauptstadt von Berlin 
nach Bonn beziehungsweise zurück. Becker et al. (2020) zeigten, dass sich der Umzug der Bundeshauptstadt 
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nach Bonn, verbunden mit einer höheren Zahl öffentlicher Arbeitsplätze, auch positiv auf die Zahl der Arbeits-
plätze im privaten Sektor ausgewirkt hat. Hierfür wurde die Arbeitsmarktentwicklung in Bonn mithilfe eines 
Differenz-in-Differenzen Ansatzes mit 40 weiteren deutschen Städten verglichen, die Bonn vor Beginn des 
zweiten Weltkriegs am ähnlichsten waren. Dazu zählen Stuttgart und Frankfurt, die ebenfalls als Hauptstädte 
in Betracht gekommen waren. Bonn hatte sich nur äußerst knapp gegen die beiden strukturell vergleichbaren 
Konkurrenten als Bundeshauptstadt durchgesetzt. Zu antizipieren war die Wahl Bonns als Bundeshauptstadt 
kaum. Laut Becker et al. (2020) brachte ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor 0,8 zusätzliche Ar-
beitsplätze im Privatsektor mit sich. Ähnlich wie bei Auricchio et al. (2020) zeigte sich jedoch auch hier, dass es 
innerhalb des privaten Sektors Unterschiede gab. So verzeichnete das produzierende Gewerbe sogar 0,2 Ar-
beitsplätze weniger je neuem öffentlichen Arbeitsplatz. Die positiven Effekte, die den Nettoeffekt erklären, 
kommen aus den übrigen Zweigen. 

Demgegenüber untersuchten Faggio et al. (2016) die Folgen des Umzugs der Bundeshauptstadt zurück nach 
Berlin. Sie verglichen Postleitzahlgebiete mithilfe einer Differenz-in-Differenzen Schätzung miteinander und 
kamen zu einem ähnlichen Ergebnis. Ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor hatte dabei einen 
Multiplikatoreffekt von 0,5 zusätzlichen Arbeitsplätzen im privaten Sektor im Umkreis von einem Kilometer. 
Profiteure waren dabei Unternehmen im Bereich höherwertiger unternehmensbezogener Dienstleistungen, 
wie beispielsweise Unternehmensberatungen, wogegen für das produzierende Gewerbe keine statistisch sig-
nifikanten Effekte festgestellt werden. Der Rückzug der Bundeshauptstadt nach Berlin kann kaum als exogen 
angesehen werden. Jedoch war er ebenfalls nicht strukturpolitisch, sondern viel mehr politisch-historisch be-
gründet. Dennoch sind die Effekte Berlins nicht ohne weiteres auf andere Städte übertragbar. Die lange Haupt-
stadtphase vor der deutschen Teilung dürfte die Stadt maßgeblich geprägt haben, wodurch Effekte aufgrund 
von unbeobachtbaren Variablen verzerrt wären.

Während sich der grundlegende Zusammenhang zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor 
in den beiden angesprochenen Literatursträngen weitgehend ähnlich darstellt, lassen sie die Frage offen, wel-
chen Einfluss Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen haben. In strukturschwachen Regionen 
sind andere Spillover-Effekte zu erwarten, beispielsweise durch die Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter 
(siehe Becker et al. 2020). Entsprechende Untersuchungen wurden bisher im Zusammenhang mit Behörden-
verlagerungen im Vereinigten Königreich in den Jahren 2003 bis 2010 getätigt. In diesem Zeitraum wurden im 
Zuge des Lyons Review zahlreiche Behörden aus London in umliegende, strukturschwache Regionen verlegt, 
in erster Linie, um den Großraum London zu entlasten (Faggio 2019). 

Faggio und Overman (2014) untersuchten Arbeitsmarktdaten aus den Jahren 2003 bis 2007 und zeigten, dass 
von der Verlagerung betroffene Gemeinden einen Beschäftigungszuwachs von sechs Prozent im öffentlichen 
Sektor zu verzeichnen hatten. Zusätzlich machten sie einen positiven Multiplikatoreffekt von 0,5 Arbeitsplät-
zen im Dienstleistungssektor je Arbeitsplatz im öffentlichen Bereich aus, wogegen sich für das produzieren-
de Gewerbe ein negativer Multiplikatoreffekt ergab. Für zehn neue Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor sind 
etwa vier Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe verloren gegangen. Faggio (2019) kam im Rahmen ei-
ner kleinräumigen Untersuchung, bei der konkrete Arbeitsplätze und Behörden untersucht wurden, zu einem 
ähnlichen Ergebnis. Auch diese Studie wies einen positiven Nettoeffekt auf den lokalen Arbeitsmarkt nach, 
wobei Beschäftigungszunahmen in erster Linie auf den Dienstleistungssektor und nicht auf das produzieren-
de Gewerbe zurückzuführen waren. Darüber hinaus lässt sich an dieser lokalen Betrachtung zeigen, dass die 
entsprechenden Effekte räumlich sehr begrenzt sind und nur im Umkreis von zwei bis drei Kilometern um den 
Sitz entsprechender Behörden herum zum Tragen kommen. 

Insgesamt legen die betrachteten Befunde nahe, dass Verlagerungen von Behörden durchaus positive Net-
toeffekte für die Arbeitsmärkte der Zielregionen haben, jedoch sehr wahrscheinlich auch zu Veränderungen 
in der Beschäftigungsstruktur führen. Neben den positiven Auswirkungen, insbesondere auf den Dienstleis-
tungssektor, sind Verdrängungseffekte vor allem für das produzierende Gewerbe zu beobachten. Eine wichti-
ge Determinante hierfür könnte das Lohnniveau sein. Liegen die Löhne der Privatwirtschaft unter denen der 
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öffentlichen Behörden, ist eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes zu erwarten. Eine andere Erklä-
rung hierfür könnte in weiteren Begleiteffekten von Behördenverlagerungen liegen. So bringen angesiedelte 
Behörden zum Beispiel auch ein steigendes Immobilienpreisniveau für die Region mit sich (Auricchio et al. 
2020, Becker et al. 2020). Steigende Immobilienpreise können sich indes als Standortnachteil erweisen und 
somit eine verdrängende Wirkung haben.

Raum für weitere Forschung besteht beispielsweise mit Blick auf die konkrete regionale Verteilung sowie die 
Qualität der Verwaltungen. Unklar ist dabei, ob sich die Dezentralisierung, wie im Lyons Review2 vorgeschla-
gen, auf eine bestimmte Zahl an neuen Standorten beschränken sollte oder sich die Behörden möglichst breit 
und flächendeckend im Raum verteilen sollten. Mit Blick auf die Verwaltungsqualität stellt sich auch die Fra-
ge, ob qualifizierte Arbeitskräfte der Behördenverlagerung folgen oder mehrheitlich am alten Arbeitsort nach 
neuen Jobs suchen. Offen bleibt bei der dargelegten Literatur zudem weiterhin die Frage nach der Wirkung 
von Behördenverlagerungen bzw. -neuansiedlungen im Kontext strukturschwacher Zielregionen in Deutsch-
land. Die Verlagerung der deutschen Hauptstadt nach Bonn und zurück nach Berlin war jeweils nicht von dem 
Wunsch geprägt, strukturschwache Regionen aufzuwerten. Bonn wurde aufgrund seiner strukturellen Vorteile 
als Bundeshauptstadt ausgewählt, während die Rückverlagerung nach Berlin eher politisch-historisch und we-
niger strukturpolitisch motiviert war (Leininger 1993). 

Zukünftig könnten die Behördenverlagerungen bzw. -ansiedlungen in Bayern zwischen 2015 und 2030 im 
Rahmen der Heimatstrategie ein potenzielles Untersuchungsfeld sein. Dort sollen unter der Zielvorgabe der 
Gleichwertigkeit der Lebens- und Arbeitsbedingungen 70 öffentliche Einrichtungen bis zum Jahr 2025 an neu-
en Standorten angesiedelt werden (vgl. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat 2015). Diese strukturpolitische Maßnahme umfasst rund 2.700 Beschäftigte und mehr als 900 Stu-
dentinnen und Studenten. 

2.3 Exkurs: Militärstützpunkte

Die empirische Literatur zu den ökonomischen Effekten von Militärstützpunkten auf die jeweilige Region ist 
hilfreich, um über das Instrument der Behördenansiedlung zu lernen. In der Theorie wirkt die Ansiedlung von 
Militärstützpunkten wie auch ziviler Behörden über den Zuzug der Beschäftigten mit ihren Familien und die 
höhere Wirtschaftsaktivität vor Ort auf die Region. Sie stellen mit Blick auf ihre Wirkungskanäle also ähnliche 
Vorgänge dar, so dass sich ein Vergleich anbietet. Militärstützpunkte können gut für kausale Identifikation ge-
nutzt werden, da die Kombination aus schwankender Personalstärke gemeinsam mit der militär-strategischen 
Entscheidungen für oder gegen einen Standort viele Fallbeispiele hervorbringt. Im Gegensatz dazu ist bei 
Behördenansiedlungen auch immer die regional-politische Komponente relevant, die die Identifikation der 
Effekte erschwert. 

2.3.1 Theorie und empirische Methodik

Für Regionen stellen Militärstützpunkte häufig eine attraktive Form der Wirtschaftsförderung durch den Bund 
dar. Mit ihnen werden positive Impulse fürdie lokale Wirtschaft, Bevölkerung und öffentliche Finanzen verbun-
den. In der Theorie ergeben diese sich aus verschiedenen Kanälen: Die Löhne von stationierten Soldatinnen 
und Soldaten und zivilen Angestellten werden vom Bund gezahlt. Zudem kauft der Bund regionale Waren 
und Dienstleistungen ein. Daraus resultieren sekundäre Effekte: Durch die gestiegenen Löhne entsteht eine 
höhere Konsumnachfrage. Regionale Einkommens- und Umsatzsteuereinnahmen nehmen zu. Der Zuzug von 
Angehörigen verstärkt diese Trends, wirkt sich aber auch positiv auf weitere Bereiche wie z.B. die Auslastung 
von Schulen aus. 

2 Das Lyons Review war eine von der Regierung geförderte unabhängige Untersuchung über den Umfang der Verlagerung des öffentli-
chen Sektors. Im Jahr 2004 schlug die Überprüfung die Verlagerung von 20.000 Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst von London und 
dem Südosten des Landes in andere britische Regionen bis 2010 vor.
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Stationierungen und auch der Abbau von Stützpunkten folgen primär militärisch-strategischen statt regional-
ökonomischen Motiven. Die empirische Forschung betrachtet vorwiegend den Abzug statt die Ansiedlung 
von Militärstützpunkten. Aus dem Ende des Kalten Krieges und dem Rückbau von Streitkräften folgte die 
Schließung von Stützpunkten in den Vereinigten Staaten und Europa. Aus diesen Gründen haben die Studien 
jedoch nur begrenzt Aussagekraft, wie sich eine gezielte Ansiedlung von Militärstützpunkten auf struktur-
schwache Regionen auswirken würde. 

Im Vorfeld von Schließungen werden häufig drastische Prognosen zu den Konsequenzen geäußert, um den 
drohenden wirtschaftlichen Schock zu verhindern. Im Gegensatz dazu zeigt ein Großteil der Studien für die 
USA und Europa kaum und nur kurzzeitige negative wirtschaftliche Effekte. Dies ist einerseits auf die geringe 
Vernetzung mit der regionalen Wirtschaft durch die Unterbringung der Soldatinnen und Soldaten auf den 
Stützpunkten und einen überregionalen Einkauf von Waren zurückzuführen. Andererseits werden Militärstütz-
punkte vielfach durch lokale staatliche Akteure oder private Investorinnen und Investoren (häufig mit finanzi-
eller Förderung des Bundes) z.B. als Flughafen übernommen (Dörr et al., 2019). Dies soll jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass in Einzelfällen die Abhängigkeit einer Region von ihrem Militärstützpunkt sehr hoch ist. 
Fehlen alternative Wirtschaftszweige oder Ideen zur Nachnutzung, können die Auswirkungen einer Schlie-
ßung z.B. mit Blick auf die Bevölkerungsentwicklung drastisch sein.

2.3.2 Militärstützpunkte in den Vereinigten Staaten

Im Rahmen des Umstrukturierungsprogrammes BRAC (Base Realignment And Closure) wurden zwischen 1988 
und 2005 in den Vereinigten Staaten in fünf Runden etwa 200 große Militärstützpunkte geschlossen. Das Ziel 
war die Entlastung des Verteidigungshaushalts, der unter dem Betrieb von nicht vollständig ausgelasteten 
Stützpunkten litt. Die Auswahl der Schließungen wurde einer unabhängigen Kommission übertragen, um po-
litische Einflussnahme zu verhindern und militärische Erwägungen in den Fokus zu stellen. Es wird deswegen 
argumentiert, dass es sich um ein exogenes Ereignis handelt. Jedoch ist die wirtschaftliche Resilienz einer Re-
gion im Falle einer Schließung auch ein Kriterium bei der Auswahl – wenn auch nur ein sekundäres. 

Im Jahr 1998 teilte das Department of Defense mit, dass nur ein Siebtel der von Schließungen betroffenen zivi-
len Beschäftigten (zumeist kurzfristig) Arbeitslosenhilfe beantragt hätten (US DOD 1998). Kurz darauf wurden 
die ersten ökonometrischen Studien angefertigt - die volkswirtschaftliche Methodik hat sich seitdem weiter-
entwickelt. Ihre Ergebnisse sind dennoch von hoher Relevanz, denn sie bilden die Grundlage der Forschung: 
Kalifornische Unternehmen im Umfeld von geschlossenen Militärstützpunkten hatten nur minimal geringere 
Wachstumsraten als ihre Kontrollgruppe (Krizan 1998). Zudem gab es keinen Multiplikatoreffekt auf dem lo-
kalen Arbeitsmarkt, der über die unmittelbare Kündigung von ehemaligen Angestellten hinausging (Hooker/
Knetter 2001). Zwar gingen kurzfristig 0,1 privatwirtschaftliche Arbeitsplätze je abgezogenem Soldaten ver-
loren, dem gegenüber standen jedoch langfristig positive Effekte von mehr als zwei neuen Arbeitsplätzen je 
abgezogenem Soldaten (Poppert/Herzog 2003). Die neuen Arbeitsplätze resultierten aus der produktiveren 
Nutzung von Arbeitskräften in der Privatwirtschaft und den Förderprogrammen des Bundes für betroffene 
Regionen in den Vereinigten Staaten.

Neuere Studien kommen zu ähnlich positiven Einschätzungen - die befürchteten wirtschaftlichen Verwerfun-
gen in Folge von Schließungen sind ausgeblieben. Diese Studien haben eine höhere Aussagekraft, da ihre Me-
thodik feiner die Wirkung der Schließungen identifiziert. Im Gegensatz zu den früheren Forschungspapieren 
speist sich das alternative Szenario ausschließlich aus der Entwicklung von Regionen, die einen Militärstütz-
punkt haben und nicht von der Schließung betroffen sind. Sie bieten also eine bessere Kontrollgruppe. Die drei 
folgenden Studien zu den Auswirkungen des BRAC Programmes zeigen, dass die Schließung von Militärstütz-
punkten inklusive des Abzugs von Soldatinnen und Soldaten und der Entlassung von nicht-soldatischen (zivi-
len) Beschäftigten nur leichte negative und in Teilen sogar positive Auswirkungen auf regionale Arbeitsmärkte 
hatte. 
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Hultquist und Petras (2012) berechneten pro abgezogenem Soldaten einen zusätzlichen Verlust im privatwirt-
schaftlichen Arbeitsmarkt von 0,2 Jobs im eigenen und 0,1 Jobs im benachbarten Landkreis. Für zivile Ange-
stellte des Stützpunktes zeigte sich ein gegenteiliger Effekt: Für jeden entfallenen Job entstanden 0,8 neue 
Jobs im eigenen Kreis und 0,4 im benachbarten Kreis. Eine mögliche Erklärung kann ein ungedeckter Bedarf 
an zivilen Fachkräften sein, entlassene zivile Angestellte gingen somit direkt neue Beschäftigungsverhältnisse 
ein. Die Schließung eines Militärstützpunktes hatte keinen signifikanten Einfluss auf das Wachstum der pri-
vatwirtschaftlichen Beschäftigung (Nickelsburg 2019). Allerdings zeigte er auch, dass es bei Schließung eines 
Militärstützpunktes zwischen zwei und drei Jahre dauerte, um das vorherige Beschäftigungslevel zu erreichen 
– dieses sank zuvor unmittelbar durch das Entfallen der zivilen Angestellten des Stützpunktes. Das Ergebnis 
wurde primär von Regionen mit geringer Bevölkerung getrieben und durch Faktoren wie hohe Arbeitslosig-
keit weiter verlängert. Der Rückgang von einem Soldaten ging mit dem Verlust von 1,2 zivilen Arbeitsplätzen 
einher (Zou 2018). Dies hatte zwar kaum Konsequenzen für Löhne, jedoch erhebliche Auswirkungen auf die 
Demografie in den betroffenen Regionen. Sie verloren 2,9 zivile Einwohner. Dies ergab sich vorwiegend aus 
dem Ausbleiben des Zuzugs von außerhalb.

2.3.3 Militärstützpunkte in Deutschland und Schweden

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten in europäischen Ländern zeichnet ein gemischtes Bild. 
Während der Abzug der US-Streitkräfte anhaltende negative Auswirkungen auf die betroffenen Regionen in 
Deutschland hatte, ist dies für die Schließung von Bundeswehrkasernen nicht der Fall. Eine mögliche Erklärung 
ist die relative Größe der US-Streitkräfte, die bei Abzug mit durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten 
pro Kreis etwa 3 % der Bevölkerung ausmachten und zusätzlich mit ihren Angehörigen zusammen stationiert 
waren (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). Für Schweden wurden ebenso keine signifikanten Effekte identifi-
ziert und dabei auf die Struktur des schwedischen Arbeitsmarktes hingewiesen. 

Nach dem Ende der Sowjetunion hatte der Rückbau der US-Streitkräfte in Deutschland langfristige Effekte auf 
die regionale Wirtschaft (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). 1989 gab es etwa 250.000 Soldatinnen und Sol-
daten mit 350.000 Angehörigen in Deutschland - bis 1996 wurde ihre Anzahl um 70 % auf 85.000 Soldatinnen 
und Soldaten reduziert. Für die betroffenen Regionen blieben meist nur 180 Tage zwischen Ankündigung und 
Abzug der durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten. Je 100 abgezogenen Soldatinnen und Soldaten 
gingen in der Privatwirtschaft fünf Jobs gegenüber Kreisen mit nicht betroffenen US-Stützpunkten verloren. 
Dieser Effekt war langfristig spürbar und betraf insbesondere lokale Güter und Dienstleistungen. Im Gegensatz 
dazu hatte die Schließung von etwa 100 Bundeswehrkasernen zwischen 2003 und 2007 keine signifikanten 
Auswirkungen auf die betroffenen Regionen (Paloyo et al. 2010). Mit Blick auf Einkommen, Arbeitslosigkeit und 
Steuereinnahmen zeigte sich kein relevanter Unterschied zu anderen Regionen mit fortgeführten Kasernen. 
Dies ging auf die geringe Größe von Bundeswehrkasernen und die mangelnde Vernetzung mit der Region 
zurück. 

Die Schließung von 24 Militärstützpunkten in Schweden zwischen 1992 und 1994 deuteten nicht darauf hin, 
dass das durchschnittliche Einkommenswachstum oder die Netto-Migrationsströme in den betroffenen Regi-
onen reduziert wurden (Andersson 2006). Dies wurde durch die Struktur des lokalen Arbeitsmarkts begrün-
det. Zum einen können Betroffene direkt einen neuen Job im privaten oder öffentlichen Sektor aufgrund von 
hoher Nachfrage durch Unternehmen erhalten haben. Zum anderen könnten sie die in Schweden leicht ver-
fügbaren Möglichkeiten genutzt haben, ein bezahltes Training wahrzunehmen oder in Rente zu gehen und 
somit vor Ort zu bleiben statt in andere Regionen zu migrieren. Beides könne die ausbleibenden Effekte auf 
Einkommen und Migration erklären.
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2.3.4 Regionale Unterschiede in den Auswirkungen

Die zuvor genannten Studien zeigen für die Gesamtheit der Regionen nur geringe Effekte der Schließung auf 
die regionalökonomische Entwicklung. Durch diesen aggregierten Blick wird jedoch die Erfahrung von jenen 
Regionen nicht ausreichend gewürdigt, bei denen eine hohe Abhängigkeit vom Militärstützpunkt besteht. 

Im Rahmen von Schließungen von US-Militärstützpunkten in den 1960er und 1970er Jahren3 entstanden 
durch Nachnutzung z.B. als Flughafen im Durchschnitt mehr als doppelt so viele Arbeitsplätze als zuvor zivile 
Angestellte des Stützpunktes entlassen wurden (Rowley/Stenberg 1993). Diese positive Entwicklung gilt aber 
nicht für alle Regionen. In 30 % der betroffenen Regionen konnten die entfallenen zivilen Arbeitsplätze auch 
ein Jahrzehnt später nicht im Rahmen der zivilen Nachnutzung vollständig kompensiert werden. Es ergaben 
sich also sehr unterschiedliche Effekte in Abhängigkeit von der konkreten Nachnutzung und der Resilienz des 
lokalen Marktes. Deswegen werden im Folgenden zwei Studien präsentiert, die anhand von Fallstudien regio-
nale Erfolgsfaktoren herausarbeiten. 

Die sozioökonomische Ausgangslage einer Region in Kalifornien bestimmte, wie diese sich nach Schließung 
eines Militärstützpunktes entwickelte (Dardia et al. 1996). Es wurden drei geschlossene Militärstützpunkte in 
Kalifornien betrachtet, die von den Autoren aufgrund ihrer relativen Größe im Vergleich zur Region und der 
geografisch abgeschiedenen Lage ausgewählt wurden. Zwar war die Entwicklung nach der Schließung für alle 
drei besser als die zuvor eher negativen Prognosen von offiziellen Stellen vermuten ließen. Im Vergleich zu 
ihren individuellen Kontrollgruppen entwickelten sich die drei Stützpunkte jedoch sehr unterschiedlich. Mit 
Blick auf Bevölkerungszahl, Arbeitslosigkeit und Schulanmeldungen stand jeweils eine Region deutlich besser, 
eine etwa gleich und eine deutlich schlechter als ihre Kontrollgruppe dar. Als Erklärung wurden die schon zu-
vor bestehenden Unterschiede in langfristiger Bevölkerungsentwicklung und Wirtschaftsstärke zwischen den 
drei Regionen angeführt. Entsprechend bestimmte die sozioökonomische Ausgangslage, wie sich die Schlie-
ßung auf die individuelle Region auswirkte.

Die Verkleinerung des Militärstützpunktes PISQ auf Sardinien hatte sehr unterschiedliche Auswirkungen 
auf betroffene Regionen in Abhängigkeit von jeweiligen Stärke der Privatwirtschaft (Calia et al. 2020). Die 
700 Soldatinnen und Soldaten und 275 zivile Beschäftigte waren auf die beiden Regionen Perdasdefogu (PD) 
im Inland und Villaputzu (VP) an der Küste aufgeteilt. Sie wurden von der Schließung sozioökonomisch sehr 
unterschiedlich beeinflusst. Zwischen 2001 und 2011 war die Anzahl der Arbeitsplätze in PD um 34 % gesun-
ken und in VP um 4 % gestiegen. Aufgrund der unterschiedlichen geographischen Lage wurden beide mit 
ähnlich gelegenen sardinischen Gemeinden als synthetische Kontrollgruppen verglichen. Für Perdasdefogu 
verschlechterten sich die Indikatoren zu Bevölkerung, Einkommen und Wohlstand gegenüber vergleichbaren 
Gemeinden. Zum Beispiel stieg die Jugendarbeitslosigkeit in den fünf Jahren nach der Schließung um zehn 
Prozentpunkte mehr als in der Kontrollgruppe. Im Gegensatz dazu war die Entwicklung in Villaputzu ähnlich 
zu vergleichbaren Gemeinden, die keine Schließung eines Militärstützpunktes erfuhren. Insgesamt zeigte sich 
die an der Küste gelegene Region VP also resilienter als PD. Eine mögliche Erklärung ist die Anpassungsfähig-
keit der Wirtschaft in VP, die divers aufgestellt war und verschiedene Branchen z.B. Landwirtschaft, Handel und 
Industrie beinhaltete. Dem gegenüber war die Wirtschaft in PD historisch vom öffentlichen Sektor bzw. dem 
Militärstützpunkt abhängig und entsprechend weniger anpassungsfähig.

2.3.5 Einordnung gegenüber Behördenansiedlungen

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft 
insgesamt gering sind. Es konnten keine Multiplikatoreneffekte nachgewiesen werden, und in der Regel konn-
te der Verlust von zivilen Arbeitsplätzen schnell kompensiert werden. Dies ist einerseits auf die geringe regio-

3 Es handelt sich bei diesen Fällen um Schließungen im Vorfeld des strukturierten BRAC Prozesses. In dieser Zeit war politische Einfluss-
nahme bei der Auswahl von zu schließenden Militärstützpunkten in den Vereinigten Staaten durchaus üblich und hat zur Etablierung 
des BRAC Prozesses geführt.
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weg sowie Freizeit und Lebensgefühl werden die Auswirkungen der Ansiedlung von vor 2005 bereits Beschäf-
tigten insgesamt negativer bewertet als von Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die erst nach der Ansiedlung 
ans UBA kamen. Die Auswirkungen der Ansiedlung auf die Aufstiegschancen schätzen beide Gruppen relativ 
ähnlich ein.

Abbildung 18 beschreibt das von den Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA wahrgenommene Stim-
mungsbild in der Bevölkerung von Dessau-Roßlau gegenüber der Ansiedlung des UBA. Der größte Teil der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer (45 %) schätzt ein, dass die Bevölkerung von Dessau-Roßlau der Ansiedlung des 
UBA neutral gegenübersteht. Rund 41 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmer bewerten das Stimmungsbild 
in der Bevölkerung als (eher) positiv, weitere 14 % bewerten das Stimmungsbild in der Bevölkerung als (eher) 
negativ. Dies deckt sich mit den Ergebnissen der Interviews, wonach einige befragte Personen von negativen 
Vorurteilen in der Bevölkerung gegenüber der Ansiedlung des UBA und dessen Beschäftigten berichten, auch 
wenn die deutliche Mehrheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Online Umfrage das Stimmungsbild 
(eher) positiv oder neutral einschätzt. 

In Abbildung 20 wird die geographische Verteilung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in Des-
sau-Roßlau dargestellt.13 Die Abbildung zeigt die in der Online Befragung angegebene Postleitzahl des Wohn-
orts der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Hieraus lassen sich Rückschlüsse auf die Pendelbewegung der Be-
schäftigten am UBA ziehen. Es wird deutlich, dass sich ein Teil der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in und im 
Umkreis von Dessau-Roßlau konzentriert. Ein weiterer Teil pendelt aus den Städten Leipzig und Halle sowie 
Umgebung. Auch in und um Berlin gibt es mehrere Postleizahlgebiete, die befragte Personen als Wohnort 
angegeben haben. Die durchschnittliche Pendelstrecke der Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in Des-
sau-Roßlau beträgt daher etwa 46,1 km, was einer Fahrzeit von circa 51 Minuten entspricht.14 Differenziert man 
die Betrachtung nach dem Beschäftigungsbeginn der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, werden Unterschiede 
deutlich (Abbildung 21). Bereits vor 2005 Beschäftigte wohnen aktuell entweder in Berlin und Umgebung, 
zwischen Dessau-Roßlau und Berlin oder haben sich in Dessau-Roßlau und Umgebung niedergelassen. Nur 
vereinzelt geben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer Halle oder Leipzig als Wohnort an. Die ab 2005 ans UBA 
gekommenen Teilnehmerinnen und Teilnehmer konzentrieren sich neben Dessau-Roßlau und den umgeben-
den Postleizahlgebieten vor allem im Raum Leipzig-Halle.

Neben den Wohnorten wurden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des UBA in der Umfrage auch zu ihren 
Heimatorten befragt. Etwa 25,5 % der Teilnehmerinnen und Teilnehmerstammen aus einem Umkreis von 
35 km, wobei es auch hier Differenzen nach Einstellungsjahren gibt. Von den bereits vor 2005 Beschäftigten 
sind lediglich 18,7 % in diesem unmittelbaren Umkreis beheimatet, während es bei den seit 2005 beschäf-
tigten Teilnehmerinnen und Teilnehmer 27,7 % sind. Dies lässt auf eine verstärkt lokale Rekrutierung seit der 
Verlagerung schließen.

Die Ergebnisse der Umfrage unter den Beschäftigten des UBA bestätigen den Eindruck aus den teilstrukturier-
ten Interviews, wonach die Meinungen zur Beurteilung der Verlagerung unter den Beschäftigten auseinander-
gehen. Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage, die bereits vor der Verlagerung am UBA tätig waren, 
beurteilen die Verlagerung insgesamt negativer als Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die erst 2005 oder später 
ans UBA kamen. Insbesondere in den Bereichen Zufriedenheit, Arbeitsbelastung, Leistungsbereitschaft und 
Freizeit verspüren bereits vor 2005 beschäftigte Teilnehmerinnen insgesamt negativere Auswirkungen. Auch 
die Auswirkungen auf die Finanzen und den Arbeitsweg werden negativer beurteilt. Eine Erklärung hierfür 
dürfte darin liegen, dass ab 2005 oder später beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer mehrheitlich nä-
her am Standort Dessau wohnen als bereits vor 2005 beschäftigte Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Ein ähnli-
ches Muster lässt sich auch für die Verteilung der Heimatorte erkennen. Der Anteil, der im Umkreis von 35 km 

13 Circa 5 % (22) der Beschäftigten gaben einen Wohnort außerhalb des auf der Karte dargestellten Gebietes an.
14 Die Entfernung wurde als die Distanz der Mittelpunkt des jeweiligen PLZ-Bereichs vom Mittelpunkt des PLZ-Gebiets des UBA in Des-

sau-Roßlau berechnet. Dies spiegelt die durchschnittliche Entfernung in der Luftlinie (!) zwischen den einzelnen Beschäftigten und der 
Behörde. Zur Angabe einer durchschnittlichen Fahrtzeit wurden die Fahrtzeit von Wohnorten, die der durchschnittlichen Entfernung 
der Beschäftigten vom Behördenstandort entsprechen, verwendet.
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beheimateten Beschäftigten ist unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern größer, die erst 2005 oder später 
ans UBA kamen, was auf eine verstärkte Rekrutierung von Arbeitskräften in und um Dessau seit 2005 schließen 
lässt. Insgesamt fällt die Beurteilung der Verlagerung durch die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Umfrage 
trotz dieser Unterschiede jedoch mehrheitlich positiv aus.
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Die von der Bundesregierung seit der letzten Legislaturperiode vorangetriebene Ansiedlung von Behörden 
und öffentlichen Einrichtungen in Regionen mit besonderem Förderbedarf soll als ein Element aktiver Struk-
turpolitik zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen. Behördenansiedlungen sollen einer-
seits neue Arbeitsplätze in der Region schaffen und so die oftmals noch vorhandenen Arbeitsmarktprobleme 
lindern und die Kaufkraft der Einwohnerinnen und Einwohner stärken. Andererseits soll damit auch dem in 
den betreffenden Räumen oftmals festzustellenden Bevölkerungsverlust entgegengewirkt werden, indem der 
Zuzug von Beschäftigten und ihren Angehörigen angeregt wird. Damit würde nochmals zusätzliche Nachfrage 
generiert, die ein weiterer Impulsgeber für die heimische Wirtschaft sein könnte. Das Ziel von Behördenansied-
lungen ist es somit, durch direkte und indirekte regionalökonomische Effekte einen bislang benachteiligten 
Standort aufzuwerten. Hinzu kommt die politische Signalwirkung, die sich auch in einer nicht-ökonomischen 
Sphäre positiv auswirken kann.

Die in der vorliegenden Studie diskutierte wissenschaftliche Literatur bietet erste Anhaltspunkte für die Be-
urteilung der Effekte von Behördenansiedlungen in Deutschland. Die empirische Evidenz, insbesondere für 
den deutschen Raum, ist aufgrund von Herausforderungen im Forschungsdesign begrenzt und beschränkt 
sich auf die Auswirkungen von Behördenansiedlungen und anderen Dezentralisierungsmaßnahmen auf den 
regionalen Arbeitsmarkt. Einige Forschungsarbeiten weisen positive Multiplikatoreffekte für die regionale Be-
schäftigung nach: Ein Zuwachs öffentlicher Arbeitsplätze geht mit zusätzlichen Arbeitsplätzen auch im Pri-
vatsektor einher. Dieser positive Zusatzeffekt des Beschäftigungszuwachses im öffentlichen Sektor verteilt sich 
differenziell auf die verschiedenen Branchen. Neben positiven Auswirkungen auf die Beschäftigung im Dienst-
leistungssektor werden allerdings auch Verdrängungseffekte für das produzierende Gewerbe beobachtet. 

Die Ansiedlung von Militärstützpunkten könnte wie die Ansiedlung von Behörden standortstärkend wirken. 
Die internationale Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die re-
gionale Wirtschaft insgesamt gering sind und keine Multiplikatoreffekte festgestellt wurden. Dennoch gibt es 
einzelne Regionen, bei denen der Abzug von Soldatinnen und Soldaten mit einem wirtschaftlichen Schock 
einhergeht. Das ist insbesondere der Fall, wenn der Militärstandort groß ist, er nicht nachgenutzt wird und es 
in der Region kaum Alternativen in der Privatwirtschaft gibt. 

Für die Neuansiedlung von Behörden in Deutschland lässt sich aus der Literaturanalyse weiterhin schließen, 
dass die Größe der Behörde, die potentielle Integration in die lokale Wirtschaft und die Struktur des Arbeits-
marktes in der Zielregion entscheidend für den Erfolg einer Ansiedlung sind. Die Forschungsfrage der vor-
liegenden Studie kann die einschlägige Literatur indes nur teilweise beantworten. Die diskutierten Studien 
weisen auf positive, aber eher schwache Multiplikatoreffekte auf die Beschäftigung im Privatsektor hin, liefern 
jedoch kaum Hinweise auf die Auswirkung auf die lokale Bevölkerungsentwicklung, das Wahlverhalten oder 
die Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter. Darüber hinaus zielt ein Großteil der Studien nicht auf deutsche 
(Verwaltungs-)Behörden und den strukturschwachen Raum ab. 

Um die regionalökonomischen Effekte von Behördenansiedlungen in Regionen mit Förderbedarf genauer zu 
quantifizieren und damit die Berechtigung der politisch getroffenen Entscheidung für eine verstärkte Dezen-
tralisierung von Verwaltungsaufgaben nachzuweisen, erscheint eine tiefergehende Kausalanalyse somit un-
erlässlich. Dabei sind nicht nur die kurzfristigen, sondern auch die mittel- bis langfristigen Effekte einzubezie-
hen. Eine solche umfassende Analyse kann für vergangene Behördenansiedlungen in Deutschland aufgrund 
bestehender Datenlücken jedoch aktuell nicht geleistet werden. Die aktuell verfügbaren Daten lassen jedoch 
auf das Potenzial für künftige Ansiedlungen in Regionen mit Förderbedarf schließen: nur 6 % der Bundesbe-
schäftigten arbeiten im peripheren Raum, in dem jedoch 25 % der Bundesbürgerinnen und Bürger wohnen.
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Die vorliegende Studie zeigt dennoch Chancen und Herausforderungen für Behördenansiedlungen in Regio-
nen mit Förderbedarf auf. Diese Forschungsergebnisse stützen sich maßgeblich auf qualitative Interviews und 
Umfragen, die im Rahmen von vier Fallstudien durchgeführt wurden. Zwar können die Ergebnisse aufgrund 
der geringen Fallzahl nicht verallgemeinert werden. Doch bieten die gewonnenen Erkenntnisse aber eine be-
sondere Detailschärfe bezüglich der Auswirkungen einer Neuansiedlung oder auch einer Verlagerung auf die 
innerbetrieblichen Abläufe und damit die Effizienz und Effektivität der Aufgabenerfüllung der Behörden. Die 
Befragung der Beschäftigten liefert außerdem Hinweise darauf, unter welchen Bedingungen es zu einem Zu-
zug von Beschäftigten in die Zielregionen kommen kann, der die entscheidende Voraussetzung für die Reali-
sierung von Multiplikatoreffekten ist. 

Ein zentrales Ergebnis der Fallstudien ist, dass Neuansiedlungen von Behörden der Verlagerung bereits beste-
hender öffentlicher Einrichtungen vorzuziehen sind. In den bayerischen Ämtern für Ländliche Entwicklung hat 
sich gezeigt, dass Verlagerungen mit kurz- bis mittelfristigen Umbrüchen in der Personalstruktur sowie daraus 
resultierenden Effizienz- und Wissensverlusten einhergehen können. Über den negativen Einfluss auf die Tä-
tigkeit und Leistung der Behörde hinaus entstehen im Fall von Verlagerungen zusätzliche Kosten, beispiels-
weise durch den Ausgleich von Pendel- und Reisekosten. Das Beispiel der Bayerischen Heimatstrategie zeigt 
aber auch, wie negative Auswirkungen auf Beschäftigte durch begleitende Maßnahmen aufgefangen werden 
können. So berichteten die Beschäftigten im Gespräch positiv von der Unterstützung zum Wechsel in andere 
öffentliche Einrichtungen und der verstärkten Möglichkeit zu Mobilem Arbeiten. 

Um negative Begleiterscheinungen wie Personal- und Effizienzverluste im Falle einer Behördenverlagerung 
zu vermeiden, scheint der zeitliche Rahmen ein entscheidender Faktor zu sein. Ein ausreichender zeitlicher 
Vorlauf bietet sowohl den Beschäftigten als auch der Führungsebene in Verwaltung und Politik die Planungssi-
cherheit, um eine personelle Umstrukturierung, die Weitergabe von Wissen und Expertise sowie das Anwerben 
von neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zu ermöglichen. So wurden im Fall des Umweltbundesamtes, 
dessen Verlagerung mit zehn Jahren Vorlauf bekannt gegeben wurde, von keinerlei Effizienzverlusten berich-
tet. Für Alt-Beschäftigte ist deshalb die Transparenz in der Kommunikation maßgeblich. 

Bei der Auswahl einer zu verlagernden oder neu anzusiedelnden Behörde sollte außerdem das Tätigkeitsprofil 
der Behörde und der Beschäftigten berücksichtigt werden. So hat sich in den Fällen der Ämter für Ländliche 
Entwicklung negativ auf die Arbeitsleistung ausgewirkt, dass die Wahl eines peripheren Standorts bei Mit-
arbeitern mit Tätigkeit im Außendienst zu zusätzlichen Belastungen geführt hat. Behörden, deren Tätigkeit 
standortunabhängig ist, wären insoweit besser für dezentrale Ansiedlungen geeignet (beispielsweise Behör-
den der Finanzverwaltung). 

Außerdem hat sich in allen Fallstudien gezeigt, dass für eine erfolgreiche Personalgewinnung am Standort das 
Anforderungsprofil an die Beschäftigten der Behörde mit dem Beschäftigungspool am Standort übereinstim-
men muss. So gestaltet sich die Rekrutierung von hochqualifizierten Fachkräften im strukturschwachen Raum 
oft schwierig; dies kann sich negativ auf die Arbeitsfähigkeit der Behörde auswirken. Qualifizierte Fachkräfte 
ziehen außerdem seltener in eine peripher gelegene strukturschwache Region, was die potentiellen positiven 
Wirkungen weiter reduziert. Einfacher gestaltet sich hingegen die Gewinnung von Personal für den mittleren 
und gehobenen Dienst, da hierfür zumeist ein ausreichendes Angebot in der Region vorhanden ist. Aus diesen 
Beobachtungen lässt sich ableiten, dass es günstiger ist, Behörden mit weniger spezialisierten Aufgaben im 
strukturschwachen Raum anzusiedeln. 

Um die Personalgewinnung zu erleichtern und trotz bestehender Hindernisse auch Arbeitsplätze mit einem 
höherwertigen Anforderungsprofil besetzen zu können, hat sich die eigene Ausbildungstätigkeit der Be-
hörden als geeignetes Mittel bewährt. Ein Positivbeispiel ist hierbei die Kooperation des Amtes für Ländli-
che Entwicklung Oberpfalz mit einer lokalen Hochschule. Das verlagerte Amt bietet Ausbildungsplätze und 
duale Studienplätze an. Durch die Schaffung eines neuen Studiengangs und die enge Zusammenarbeit mit 
der Hochschule wurden neue und attraktive Ausbildungsmöglichkeiten für junge Berufsanfängerinnen und 
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Berufsanfänger in der Zielregion geschaffen. Wie das Beispiel der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle zeigt, können Ansiedlungen auch neue Berufsperspektiven für weniger gut qualifizierte 
Arbeitskräfte schaffen. Auch hierbei ist die langfristige Personalplanung entscheidend, um das bestehende 
Personal nicht durch die zusätzliche Ausbildungstätigkeit zu überlasten. 

Um die strukturfördernde Wirkung der Ansiedlung einer Behörde zu gewährleisten, muss die Zusammenset-
zung der Beschäftigten der Behörde berücksichtigt werden. Neu angesiedelte Arbeitsplätze in Regionen mit 
Förderbedarf können durch Personalgewinnung vor Ort neue Berufsperspektiven für die lokale Bevölkerung 
bieten; die gesamtwirtschaftlichen Nachfrageeffekte über zusätzliche Konsumnachfrage bleiben allerdings 
gering, solange nicht die Arbeitslosigkeit hierdurch spürbar sinkt. Die Rekrutierung von Beschäftigten von 
außerhalb hingegen kann Zuzug auch von Angehörigen generieren und somit stärkere Multiplikatoreffekte 
generieren. Entscheidend ist hierbei, dass Beschäftigte in die Region der Behörden ziehen und nicht pendeln. 

In den Fällen der Ämter für Ländliche Entwicklung und der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle wurde ein Großteil der Beschäftigten aus der neuen Standortregion der Behörden rekrutiert. 
Die Personalgewinnung wurde durch Inserate in regionalen Zeitungen und besonders im Ausbildungsbereich 
durch eine Präsenz der Behörden auf Ausbildungsmessen erfolgreich umgesetzt. Die Beschäftigten der drei Be-
hörden gaben an, dass durch die Ansiedlung der Behörden attraktive Arbeitsplätze für die Region geschaffen 
worden seien. Im Fall der Ämter für Ländliche Entwicklung wurden Beschäftigte aus der Region teilweise Jahre 
vor der Verlagerung beschäftigt, an der Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wur-
den innerhalb weniger Monate ein Großteil des neuen Personals eingestellt und angelernt. Unter Umständen 
ist entsprechend ein schrittweise erfolgender Personalaufbau und -zuwachs am neuen Standort zu empfehlen. 
Dadurch könnte einerseits Personal am alten Standort länger gehalten und so einen Personalumbruch abge-
federt werden, und andererseits die Einrichtung des neuen Standorts ohne Überlastung ermöglicht werden. 

Um die Attraktivität der Behörden als Arbeitgeber am neuen Standort zu gewährleisten und somit die Ansied-
lung der Beschäftigten zu garantieren, wurden in den Gesprächen mehrere Faktoren genannt. So bewerteten 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Beschäftigungsmöglichkeiten für ihre Partnerinnen und Partner und 
die Verfügbarkeit unbefristeter Arbeitsverträge als positive Entscheidungsfaktoren für eine Verlagerung des 
individuellen Lebensmittelpunkts in die Region. Darüber hinaus sei eine gute infrastrukturelle Anbindung des 
Standorts und die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten attraktivitätserhöhend. Hieran wird der Konflikt zwi-
schen dem politisch gewünschten Ziel einer stärkeren Dezentralisierung von Behördenstrukturen einerseits 
und dem Interesse an einer hohen Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung deutlich: Um Zuzug in die 
Region zu generieren, müssen (zukünftigen) Beschäftigten attraktive Arbeits- und Standortbedingungen ge-
boten werden. Diese sind jedoch oft an Standorten in Regionen mit Förderbedarf nicht gegeben, so dass es 
zumindest kurzfristig schwierig ist, das benötigte Personal zu attrahieren. Die Ergebnisse der Umfragen an 
Amt für Ländliche Entwicklung Oberpfalz und am Umweltbundesamt zeigen, dass vor den Verlagerungen Be-
schäftigte nur teilweise erfolgreich zum Umzug in die Standortregion bewegt werden konnten. Auch im Fall 
des Umweltbundesamtes scheinen neue Beschäftigte häufig nicht in die Region zu ziehen, sondern an die als 
attraktiver empfundenen Großstädte Berlin, Leipzig oder Halle. In diesem Fall bleiben auch die erhofften posi-
tiven Nachfrageeffekte am Standort aus. 

Die Bewertung der Ansiedlungen in den Fallstudien bezüglich einer generellen Aufwertung des Standorts 
und der Bereitstellung lokaler öffentliche Güter fielen in den vier Fallstudien verschiedentlich aus. Während die 
Gesprächspartner in Tirschenreuth von einer Aufwertung der Stadt durch die Ansiedlung berichteten, seien 
in Dessau-Roßlau Ressentiments zwischen der lokalen Bevölkerung und den Beschäftigten des UBA zu beob-
achten. Diese resultierten aus Unterschieden in der Kaufkraft sowie Vorurteilen zwischen Beschäftigten aus 
den alten und Einwohnerinnen und Einwohnern aus den neuen Bundesländern. Die Ansiedlung der Außen-
stelle des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle sei von der Bevölkerung mehrheitlich als positi-
ves Signal an die Region wahrgenommen worden, auch engagiere sich das Amt in der Stadt und unterstütze 
beispielsweise Projekte mit lernbehinderten Menschen. Eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur wurde in 
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keinem Fallbeispiel beobachtet, in Dessau-Roßlau wurde der ICE-Halt nach der Ansiedlung eingestellt, so dass 
sich insbesondere die Fahrzeit nach Berlin deutlich verlängerte. Dies hat zur Folge, dass die Leitungsebene 
des UBA bis heute in Berlin ansässig ist, weil nur hier ein enger Kontakt mit den politisch Verantwortlichen auf 
Bundesebene möglich ist. 

Inwiefern sich die Ansiedlung der Behörden in den Fallstudien strukturfördernd ausgewirkt hat, kann nicht 
abschließend bewertet werden. In allen Fallstudien wurden durch die (Neu-)Ansiedlung der Behörden neue 
Arbeitsplätze geschaffen, die einerseits neue Beschäftigungsmöglichkeiten für die Einwohnerinnen und Ein-
wohner der Zielregion geschaffen und andererseits Zuzug von Beschäftigten aus anderen Regionen verur-
sacht haben. In den Gesprächen am Standort Weißwasser wurde berichtet, dass durch die Ansiedlung der 
Behörde zusätzliche Konsumnachfrage entstanden sei. Auch in der Stadt Tirschenreuth wurde von der loka-
len Wirtschaftsvertretung berichtet, dass das Konsumverhalten der Beschäftigten der Behörde den lokalen 
Einzelhandel spürbar angeregt hätte. Durch den Zuzug von Beschäftigten in die Region und aufgrund des 
attraktiven Lohnniveaus der Behörden ist in den Fällen von Tirschenreuth und Weißwasser zudem ein positiver 
Nachfrageeffekt für die Privatwirtschaft wahrscheinlich. Für den Standort Mühldorf am Inn, der in den letzten 
Jahren bereits eine positive Entwicklung verzeichnete und von der Anbindung an den Ballungsraum München 
profitiert, dürfte die Ansiedlung möglicherweise Verdrängungseffekte auf die Beschäftigung im privaten Sek-
tor haben, insbesondere im Ausbildungsbereich. 

Der Blick auf die Ansiedlung des Umweltbundesamtes in Dessau-Roßlau zeigt die Herausforderung für eine 
empirische Identifikation der strukturfördernden Wirkung einer Ansiedlung auf die Zielregion. Direkte Ge-
schäftsbeziehungen mit ansässigen Unternehmen bestehen hier nicht, und viele UBA-Beschäftigte sind nicht 
in der Region wohnhaft. Darüber hinaus ist die Größe des Effektes einer Ansiedlung zweifelhaft. In allen unter-
suchten Fällen ist die Anzahl der Beschäftigten im Vergleich zur Bevölkerungsanzahl des Standortes äußerst 
gering, sodass schon die direkten ökonomischen Auswirkungen auf die Region ebenfalls minimal ausfallen 
dürften. Dies trifft ebenso auf mögliche Effekte auf die Bevölkerungsentwicklung zu. 

Die vorliegende Studie zeigt Chancen und Herausforderungen für Behörden(neu-)ansiedlungen anhand von 
vier Fallstudien auf. Anhand der qualitativen Methodik wurde herausgearbeitet, dass die Ansiedlungen neue 
Arbeitsplätze in Regionen mit Förderbedarf geschaffen haben und Nachfrageeffekte durch gesteigerte Kauf-
kraft und den Zuzug von Beschäftigten wahrscheinlich sind. In zwei Umfragen gaben die Beschäftigten außer-
dem an, dass die Ansiedlungen sich positiv auf ihre Lebensbereiche ausgewirkt haben. Bei künftigen (Neu-)
Ansiedlungen können negative Begleiteffekte auf die Arbeitsweise der Behörde, wie beispielsweise Personal-
verluste, durch langfristige Personal- und Ausbildungsplanung vermieden werden. Unbefristete Verträge und 
die Möglichkeit zum Mobilen Arbeiten können hierbei die Sozialverträglichkeit für die Beschäftigten stärken. 
Wie das positive Stimmungsbild der Beschäftigten in zwei verlagerten Behörden zeigt, können sich Ansiedlun-
gen auch positiv auf die Behörden selbst auswirken, beispielsweise durch eine Verjüngung der Personalstruk-
tur und Nachwuchssicherung. 

Für die systematische Evaluation von Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen bietet die vor-
liegende Studie einen wichtigen Startpunkt. Anhand der Literatur und der anekdotischen Evidenz ist ein 
schwacher positiver Effekt einer Behördenansiedlung auf die regionale Wirtschaft zu erwarten. Um gefestigte 
Aussagen über die regionalökonomischen Effekte einer Ansiedlung treffen zu können und diese mit anderen 
Instrumenten der Strukturförderung zu vergleichen, ist eine empirische Kausalanalyse unerlässlich. 

Entsprechend besteht weiterer Forschungsbedarf insbesondere mit Blick auf die gewünschte regionalöko-
nomische Strukturförderung. Um weiterführende Forschungsmöglichkeiten zu schaffen, ist der Aufbau einer 
detaillierten Datenbank zu Beschäftigten von Bundes- und Landeseinrichtungen auf Ebene der Gemeinden 
über einen längeren Zeithorizont wünschenswert. In einem ersten Schritt kann die Personalstandstatistik des 
Statistischen Bundesamtes um den Dienst- oder Arbeitsort ergänzt werden. In einem zweiten Schritt sollte 
es möglich sein, auf Ebene der Gemeinden die Anzahl der Beschäftigten für jede einzelne Behörde oder zu-
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